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zum Haushaltsplan des provinzialverbandes der Nheinprovinz LAl^

für das Rechnungsjahr vom 1. Nvril 1942 bis 3l. März 1943. "? f) H^

^. Überblick über die Fin anzwirtschaft des Provinzialverbandes der Rheinprovinz
im Rechnungsjahr 1941.

Beziiglich des im Haushaltsplan 1,941/42 veranschlagten Anteilesan den Finanzzuwcisungenund des An¬
teiles an der Reichstraftfahrzcugsteuerergab sich im, Laufe des Rechnungsjahres, daß die Ansätze durchaus zu¬
treffend berechnet waren. Die Rcichskraftfahrzeugstcuerhat ein verhältnismäßig geringes Mehr — nämlich
40 000 Ä^l — erbracht. Der Ertrag der Provinzialumlage wird — vorbehaltlich der endgültigenAbrechnung —
um rd. 250 000 H.M höher sein. Die sonstigen Verbcsserungenbei der Finanzverwaltung einschließlich der Zins-
einnahmen des Provinzialverbandes können mit rd. 900 000 H« höher veranschlagtwerden. Dafür fordert die
gesetzlichvorgeschriebene Dotierung der Tilgungsrücklage 1 Million H« mehr (vgl. unter L).

Im übrigen ist das Bild, welches die Finanzwirtschaft des Provinzialverbandes im verflossenenRech¬
nungsjahr bietet, in großen Zügen folgendes:

Bei der Straßenverwaltung haben sich die Nusgabeansätzeim ordentlichenHaushaltsplan als
nicht ausreichend erwiesen. Insbesondere ergab sich im Verlaufe des sehr strengen und lang andauernden Winters,
daß ungewöhnliche Aufwendungenzur Schneeräumung und Glattcisbckämpfung erforderlich waren, um die Land¬
straßen I. Ordnung auch nur einigermaßen in verkehrsmäßigcmZustand zu erhalten. Es mußte hierfür eine Mehr¬
ausgabe von 800 000 H/i im Straßen-Haushaltsplan vorgesehen werden. Aber auch abgesehen davon zeigt es
sich, daß die für die normale Unterhaltung und Instandsetzung etatmäßig in Höhe von 2 560 000 H</ veranschlag¬
ten Mittel nicht ausreichten,um auch nur selbst unter Berücksichtigung der Kriegsverhältnissedie notwendigsten Ar¬
beiten an den LandstraßenI. Ordnung durchzuführen,zumal seit dem 1. Juli 1941 die teilweiseBereitstellung
von Wehrmachtmitteln für diese Zwecke in Wegfall gekommen war. Es mußte deshalb für die Unterhaltung und
Instandsetzung der Landstraßen I. Ordnung zusätzlich ein Betrag von 1 040 000 H/i überplanmäßig bereitgestellt
werden. Nach Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des PreußischenFinanzausgleichsgesctzes vom 15. April 1941 ist
sodann mit dem Beginn des Rechnungsjahres 1941 die bisher dem Staat obliegende Brückcnbaulastfür Brücken,
die dem öffentlichen Verkehr dienen, auf diejenigen Provinzen übergegangen,in deren Gebiet die Brücken liegen. Auf
Grund dieser Bestimmung hat sich das Wasscrstraßenamt 1 in Koblenz im Auftrage des Reichsvcrkehrsministers
an den Provinzialverband wegen Übernahmeder Brückcnbaulastfür die Rheinschiffsbrücke in Koblenz rückwirkend
vom Beginn des Rechnungsjahres 1941 gewandt. Die vom Provinzialverband beim Herrn Reichsminister des
Innern erbetene Klärung, ob die Rheinschiffsbrückc in Koblenz tatsächlichunter die vorerwähnte Gesetzesbestim¬
mung fällt, ist noch nicht erfolgt. Sollte diese Klärung zu Ungunsten des Provinzialverbandesausfallen, so muß
dieser rückwirkend vom 1. April 1941 dem PreußischenStaat die Kosten des Betriebes und der Unterhaltung
dieser Schiffsbrückeerstatten; diese Kosten sind auf etwa 175 000 H>i zu veranschlagen,die infolgedessen außer¬
planmäßig noch im Rechnungsjahr 1941 zur Verfügung gestellt wurden. Der Provinzialverbandhatte sich ferner
bereiterklärt, gemeinsam mit dem Generalinspektorfür das deutsche Straßenwesen, dem Ruhrsiedlungsverband,
dem LandkreisDüsseldorf-Mettmann und der GemeindeKettwig an der Finanzierung der neuen Nuhrbrückebei
Kettwig mitzuwirken. Es hat sich nachträglich herausgestellt,daß eine Überschreitung der ursprünglichveranschlagten
Bausumme erforderlich fein wird. Zwecks Aufbringungdes Mehrbetrages hat sich der Provinzialverband bereit¬
gefunden, den seinem Anteil an den Gesamtkostenentsprechenden Mehrbetrag von 58 K00 H/i auch noch zur Ver¬
fügung zu stellen.

Der Zuschuß zur Straßenverwaltung wird sich indes nicht um den Betrag von 1 040 000 H^/i -^ 800 000
Hii > 175 000 HU -j- 58 600 H^l -^ 2 072 t>00 Hii erhöhen, weil andere Ausgabepositionen nicht voll erreicht
wurden und weil sich Mehreinnahmen aus Mieten und Abgaben und Erstattungen des Reiches an persönlichen
Kosten ergaben. Der Zuschuß wird sich deshalb bei dem endgültigen Abschluß keinesfalls mehr als um 1,5 Mill.
erhöhen und es ist zu hoffen, daß der Mehrzuschußvielleicht noch geringer sein wird.

Luftschutz. Die Ausgabe für Luftschutzverlangte eine überplanmäßige Mehrausgabe von 50000 HH.—
Auf dem Gebiete der Volksfürsorge wird sich das Bild durch zahlreiche Verschiebungenauf der

Einnahme- und Ausgabeseite— soweit es sich jetzt schon übersehen läßt — insgesamt so gestalten, daß ein
. Wenigerzuschußvon etwa 1,4 Mill. H^i erforderlichsein wird. Dies hängt nicht zuletzt damit zusammen, daß
"die Erstattungen an Bezirksfürsorgeverbändefür Landhilfsbedürftigesich stark senken, 5aß weiterhin auf Grund
einer Entscheidung des Herrn Reichsmimsters des Innern die Kosten der Unterbringung der gemäß § 42 d des
Rcichsstrafgesetzbuches verurteilten Geisteskrankenin einer Heil- und Pflegeanstalt nickt mehr ausschließlichzu
Lasten der Landesfürsorgeverbändegehen, sondern in derselben Weise wie die sonstigen Aufwendungen der ge-/
schlossenen Fürsorge zu behandeln.,sind, und schließlich, daß die Etatansätze für Sportpflege und Schulzahnpflege
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zu einem sehr großen Teil nicht zur Verausgabung gelangen konnten. Andererseitsergeben sich Mehrausgaben bei
der Fürsorgeerziehung (1,24 000 H^) bei der Kriegsbeschädigten-Abteilung(53 000 ,^i) durch die geplante
Schaffung einer Schulungsstätte für soziale Betriebsarbeiterinnen (250 ooo H.<i) und durch eine auf Anregung
des Herrn Reichsministers des Innern im Zuge einer Sanierung vorgesehenenBeihilfe gemäß § 1.2 der Preu¬
ßischen Ausführungsverordnung zur Fürsorgepflichtverordnung(200 ooo KFi).

Auf den verschiedenen Gebietender Wirtschaftspflege (Landeskultur, landwirtschaftlicherUnterricht,
Landesplanung, Feuerlöschwesen) wird der Rechnungsabschlußvoraussichtlich eine Verbesserung von etwa 500 000

/A^l gegenüber dem Etatansaß bringen. Es hängt dies in der Hauptsachedamit zusammen, daß landeskulturelle
z Arbeiten wegen der Kriegsverhältnissemir eingeschränkt zur Durchführung gelangen können. Mehrausgaben er¬
geben sich demgegenüberdurch die Übernahme von Geschäftsanteilender Rheinischen Heimstätte im Netrage von
109 090 K^i, ferner durch die mit der Übernahme der Landfrauenschulcin Sclikum auf den Provinzialverband
verbundenen Kosten in Höhe von voraussichtlichrd. 80 000 H^.

Die Ausgaben für Hochbau waren im ordentlichenHaushaltsplan so festgesetzt, daß sie ein Minimum
von dem darstellten, was zur ordnungsmäßigen Unterhaltung des umfangreichenAnstaltsbesitzesund des Besitzes
an musealen, schulischen, kulturelle!, usw. Einrichtungen des Provinzialverbandes unbedingt erforderlichist. So¬
weit auch diese Mittel wegen Rohstoff- und Personalmangel nicht zur Verausgabung gelangen konnten, werden sie
zu einem kleineren Teil auf das nächste Jahr übertragen, zu einem größeren Teil unter gleichzeitiger Bereinigung
der Rechnung von den Resten früherer Jahre der Erneuerungsrücklage zugeführt. Diese Zuführung an die Er¬
neuerungsrücklagesoll noch möglichst— höchstensbis zu 1 Mill. HU —erhöht werden, und zwar aus Mitteln,
die dem Provinzialverband auf Grund des Reichsleistungsgcsctzcsfür die Inanspruchnahme provinziellerAnstalten
und Einrichtungenzugeflossen sind, da in diesen Entgelten ja auch die Entschädigungenmit für die besondersstarke
Abnutzungdes provinziellenEigentums durch diese Inanspruchnahme enthalten sind.

Eine weitere überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 123 750 H.T ergab sich bei der Position Garantieleistun¬
gen für den Rhein-Weser-Kanal. Seitens der Wasserstraßendirektionin Münster liegen nämlich zwischenzeitlichdie
Zuschußanfordcrungcnfür die Rechnungsjahre 1935 bis 1937 vor, die eine volle Inanspruchnahme der Garantie
ergeben. Auch für die folgenden Betriebsjahre kann nicht mit einem wesentlich anderen Bild gerechnet werden.
Vorbehaltlichder endgültigen Auseinandersetzungmit der Wasserstraßendircktionmußten daher die Mittel zurückge¬
stellt werden, um die Zuschußbeträgc für die Vergangenheit leisten zu können.

Der Abschnitt Kulturpflege wird keine Änderung bringen, die das Gesamtbild des Haushaltsplanes
wesentlichbeeinflußt. Das gleiche gilt von den Vcrrecknungshaushalten (Ruhegehältern, Steuern und Versiche¬
rungen usw.)

Bei der Allgemeinen Verwaltung ist eine Wenigcrausgabe bei den Gehältern und Vergütungen von
V- Million HU gegenüber dem Etatansatz zu erwarten, u. a. weil es nicht möglich war, für Einziehungen in
dem an sich notwendigen Umfange Ersatzkräfte einzustellen.

Der Überschuß 1940 in Höhe von 1 061 900,85 K.M wurde der Tilgungsrücklage zugeführt.
Die vorstehendgenannten Ziffern beruhen auf dem vorläufigen Rechnungsabschluß. Es ist aber zu er¬

warten, daß auch der endgültige Rechnungsabschlußin der großen Linie auf der vorstehendentwickelten Grundlage
den Ausgleichdes Haushaltsplanes sicherstellt.

L. Der Haushaltsplan 1942/43.

Zur Vereinfachung der Verwaltung ist von der Ncuaufstellung des Haushaltsplans bei einer Reihe von
/Positionen des Haupthaushaltsplans und bei den entsprechendenUnterhaushaltsplänen abgesehenworden. Es
/ handelt sich dabei um diejenigen Positionen des Haushaltsplans, bei denen einschneidende Veränderungen, die das

Gesamtbild grundlegend beeinflussen,nicht zu erwarten sind. Verschiebungen,die sich hier bei der praktischen Ar¬
beit als notwendig herausstellen, müssen ohne diesbezüglicheNcuaufstellung des Haushaltsplans im Laufe des
Rechnungsjahres durch Maßnahmen der Finanzverwaltung ihren Ausgleich finden, wobei vorbehaltenbleiben muß,
auch nachträglichAusgabepositionenin dem erforderlichenUmfang als gegenseitig deckungsfähig zu bezeichnen. Die¬
jenigen Kapitel, bei denen auf eine Neuaufstellung des Haushaltsplans nach dem Vorgesagtenverzichtet wird, sind
mit den Endziffern des vorjährigen Haushaltsplanes einfach in den neuen Haushaltsplan übernommen worden.

Es handelt sich dabei um folgende Kapitel:
Kapitel 30 Landwirtschaft

„ 31 LandwirtschaftlicherUnterricht
„ 32 Förderung des Gewerbes
„ 34 Gasfernversorgung
„ 35 Wohnungs- und Sicdlungswesen einschl. Landesplanung
„ 39 Sonstiges
„ 40 AllgemeineKosten des Landesfürforgeverbcmdes
„ 43 Fürsorge für Gehörloseund Blinde einschl. des Bildungswesens
„ 44 Fürsorge für Krüppel
„ 47 Hebammenwesen

< „ 60/69 Kulturpflege
70 Kredit- und Versicherungswesen.
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Sodann sind unverändert aus dem Vorjahre übernommen worden
der Unterhaushaltsplan der Liegenschaftsverwaltung
„ „ der Provinzial-Lehranstalten für Weinbau, Obstbauund Landwirtschaft
„ „ der Höheren LandbauschuleBrühl, die übrigens z. Zt. geschlossenist, deren sächlicheund

persönliche Kosten aber weiter laufen, und von der nicht abzusehen ist, ob sich nicht doch
noch im Laufe des Rechnungsjahreseine Wiederaufnahmedes Betriebes ermöglichen läßt,

„ „ der staatlichanerkannten Landfrauenschule Olewig
„ „ der Landfrauenschule Boppard
„ „ der Mädchenabteilung der Lehranstalt Kreuznach
„ „ des Provinzialinstituts fiir Arbeits- lind Berufsforschung Düsseldorf
„ „ des Provinzial-GehörlosenheimSEuskirchcn
„ „ der Provinzial-Gehörlosenschulen
„ „ der Provinzial-Blindenschulenmit Keimen
„ „ der OrthopädischenLandeskinderklinikSuchtet»
„ „ LandcsfrauenklinikWuppertal-Elberfeld
„ „ von Schloß Bürresheim Kreis Mayen
„ „ der KunstdenkmäleraufnahmcBonn
„ „ der Landesmuseen
„ „ I) Allgemeine Viehseuchenentschädigungskassen
„ „ II) Marftversicherung Dinslakcn

die Verrechnungshaushaltspläne der Hochbauabteilung der Steuern und Versicherungenund der Kraft¬
wagendienststelle.

Neu aufgestelltsind die Kapitel des Haushaltsplans, welche betreffen
die Finanzverwaltung,
die allgemeineVerwaltung,
das Verkehrswesen,
die Elektrizitätsversorgung,
das Feuerlöschwesen einschl. der Provinzial-Feuerwehrschule,
das Besserungswesensowie Pflege- und Siechewesen,
die Fürsorge für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptische,
die Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegerhinterbliebene,
die Iugendwohlfahrt (Landesjugendamt),
die FürsorgeerziehungMinderjähriger,
das Rheinische Landessippenamt,
die sonstige Fürsorge und Wohlfahrtofragen,
sowie einige Titel von minderer Bedeutung.

Weiterhin sind neu aufgestellt worden:
der Untcrhaushaltsplan der Provinzial-FeuerwehrschuleKoblenz-Obenverth,
„ „ der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler,

der Provinzial-Heil- und Pflegcanstalten,
der Rheinischen "Landesklinik für Iugendpsychiatriein Bonn,
des Rheinischen Provinzial-Instituts für psychologisch-neurologischeErbforschung,Bonn,
der kunstgewerblichenHandwerkerschulefür Angehörige der Hitler-Jugend, Duisburg-
Hamborn,
des Provinzial-Erziehungsheims Burgbrohl,
des Provinzial-Erziehungsheims Wolf a. d. Mosel,
der Provinzial-ErziehungsheimeSolingen und Euskirchcn

und die Verrechnungshallshalte der
2) Schuldenverwaltung und
b) Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge,

sowie die Erstattungstabelle zu den Verrechnungshaushalten
und die Nachweisunga) der Erstattungen innerhalb der Verwaltung,

b) der durchlaufendenPosten.

An neuen Unterhaushaltsplänen sind dazugekommen:
der Unterhaushaltsplan des Provinzial-Erziehungsheims Füssenich und
„ „ der 'Frauenschule für Volkspflegedes Provinzialverbandes der Rheinprovinz in Aachen.

Die Beihefte zum Haushaltsplan der Provinzialverwaltung betreffend:
I. Besoldung und andere persönlichen Ausgaben der Provinzialbcamtenbei der LandesversicherungsanstaltRhein¬

provinz, Düsseldorf,
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II. Vcrwaltungskosten der Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgcnossenschaft,Düsseldorf,
III. Verwaltungskostender Provinzial-Feuerversickerungsanstalt,Düsseldorf,
IV. Vcrwaltungskosten der Provinzial-Lebenoversicherungsanstalt,Düsseldorf,
V. Vcrwaltungskostendes Gemeinde-Unfall-VcrsicbcrungsverbandcsRheinprovinz und Hohcnzollcrn,Düsseldorf,
sind dieseomalnicht neu gedruckt worden.

Der Vorbericht zum Haushaltsplan ist aus Verwaltungovereinfachungsgründenwesentlich verkürzt wor¬
den und der dem Vorberichtbeigeheftete Tabellenteil (Übersicht über das Vermöge», des Provinzialvcrbandes,
Nachwcisungüber den Schuldcnstand und Übersicht über die Bürgschaften) ist ebenfalls nicht neu gedruckt.

Neu gedruckt werden dagegen die Übersicht über die Verteilung der Provinzialumlage für das Rechnungs¬
jahr 1942 auf die Stadt- lind Landkreise der Rheinprovinz sowie die Übersichtüber die Steuereinnahme» in den
letzten fünf abgeschlossenen Rechnungsjahren und im Rechnungsjahre 1941.

Übersicht man in großen Zügen den Haushaltsplan 1942, so läßt sich folgendesfeststellen:
1,. Die Ausgaben im Rahmen der Fürsorgeerziehungwerden nicht unerheblich noch weiter ansteigen. Mit Mehr¬

ausgaben von fast 600 000 H/i muß hier gerechnet werden.
2. Eine natürliche Folge des Krieges ist aucb, daß die Fürsorge für Kriegsbeschädigteund Kriegerhinterblicbenc

einen höheren Zuschuß verlangt, der zunächst auf 1,20 000 H« veranschlagtist.
3. Durch den Ministerialcrlaß vom 2. Dezember1941 sind Aufwendungen der Kreise und Gemeinden auf dem

Gebiete des Iugendherbcrgswesens von diesen auf den Provinzialverband verlagert worden. Dies bedingt ein
Mehr au provinziellenAufwendungenvon 72 000 H/i gegenüber dem vorjährigen Ansatz.

4. Sehr wesentlich wirkte sich auf die Aufstellung des Haushaltsplans 1942 die Tatsache aus, daß der zum Aus¬
gleich des Rechnungsjahres 1941 herangezogeneErstattungsbctrag auf Grund des Rcichsleistungsgesetzes aus
den Rechnungsjahren 1929 und 1940 in Höhe von 1 750 000 H/i — weil nur einmalig — dieseomal zum
Etatausgleich nicht mehr zur Verfügung stand. Dieser Betrag war «eben den Einnahme« auf Grund des
Neichsleistungsgesetzcoaus dem Jahre 1941, dein ein entsprechenderEtatausatz im neuen Etat für 1942
gegenübersteht, im Haushaltsplan 1941 eingesetzt und fehlt selbstverständlichjetzt. Demgegenüber konnten
die Erstattungen auf Grund des Reichslcistungogcsctzcs aus 1942 um 750 000 H/i höher veranschlagt werde».

l In diesem Betrage ist allerdings auch die Vergütung für die Gewährung von Beköstigung an die in dcu pro-
- vinziellen Anstalten untergebrachten Militärpcrsoncn enthalten, und zwar in Höhe von 450 000 HU. Dieser

Entschädigungin Höhe von 450 000 .7?.// stehen uumittelbare Mehraufwendungen bei dem entsprechenden
Beküstigungotitelder in Betracht kommendenProvinzialanstalten, deren Zuschußbedarf demgemäß sich erhöht,
gegenüber,so daß imErgebniS sich bei den Erstattungen auf Grund des Rcichsleistungsgesetzes im Verglcicb
von 1941 zu 1942 ein Mehr von 200 000 H/i ergibt. Durch dieses Mehr ermäßigt sich der Ausfall durch den
Wegfall der einmaligen Einnahmen aus den Jahren 1929 und 1940 im Endergebnisauf 1 450 000 H/i.

5. Weiter ist für die Etataufstellung folgendeswesentlich: Das Rcichsministcriumdes Innern legt entscheidenden
Wert darauf, daß — wenn schon keine Zuführung an die verschiedenen Rücklagen (Erneucrungsrücklage,
GrundcrwerbS-und Erweitcrungsrücklage,Maschinen-und betriebstechnische Rücklage, Bürgschaftssicherungs-
rücklage) im Kriege möglich ist — dann doch wenigstens der Kapitaldienst in einer Höhe vorgesehenwird,
welche den gesetzlichenVorschriftenentspricht.

Auch hier war bei dem Haushaltsplan 1941 eine doppelte Lücke gegeben, die erst beim Rechnungsab¬
schluß erfreulicherweise wieder wird ausgeglichenwerden können: erstens war vorgesehen,den Überschuß 1940
statt ihn der Tilgungsrücklagezuzuführen,was notwendigwar, zum Ausgleich des andernfalls nicht balancieren¬
den Haushaltsplans heranzuziehen,und dann war die Zuführung an die Tilgungsrücklage aus Mitteln des
nungsjahrcs 1941 um 1 'Million H« zu gering bemessen. Im neuen Haushaltsplan 1942 wurde diese
Lücke von vornherein durch Einsatz von 1 Million H/i Zuschußzur Schuldenverwaltung im Rahmen des Ab¬
schnitts Finanzvcrwaltung geschlossen.Ein zu Buch schlagcudcr Überschuß aus dem Jahre 1941 steht dieses
Mal nicht zur Verfügung, was gegenüberdem Vorjahre die oben genannte Verschlechterung von 1100 000 H/i
bringt.

6. Auch Mehrausgaben im Rahmen der Personalabteilung des ProvinzialverbandcSwerden sich in einzelnen Fällen
nicht vermeidenlassen, weil in immer zunehmenderemMaße Eiuzichuugen zur Wehrmacht erfolgen und ver¬
sucht werden muß, dafür noch Ersatzkräfte, insbesondere weibliche Kräfte zu erhalten. Letzteres wird allerdings
nur in beschränktem Maße möglich sein. Deshalb konnte auch die Pauschal-Zuwcisung (vgl. Kapitel 12
Titel 9 b) zum Ausgleichweiterer Einberufungen zum Wehrdienstgegenüberdem Vorjahre um 100 ooo H«
gesenkt werden. Die zu erwartende Mehrausgabe bei der Personalverwaltung des ProvinzialverbandcS kann
aber bei dem großen Überblick über die Gestaltung des neuen Haushaltsplans auch deshalb als Mehrbelastung
außer Betracht bleiben, weil sie in sich ihren Ausgleichdurch schärfere Überprüfung der Vorjahresansätze sowie
dadurch findet, daß nicht die im Vorjahr nur einmalige Auszahlung der Einbehaltungen zu erfolgen braucht.
Der Zuschuß der Personalabteilung senkt sich gegenüber dem Ansatz des Vorjahres insgesamt um rd. 600 000
K^/l. Dem steht allerdings eine Mehrbelastung bei den Ruhegehältern um 270 000 H/T gegenüber.

Insgesamt war es nicht leicht, den Haushaltsplan 1942 zum Ausgleich zu bringen, selbst wenn man bei
Beibehaltung des gleichen Umlageprozentsatzes von 5«/« mit einem Mehrbetrag an Provinzialumlage von 1 282 000
A^/i rechnet (vgl. Kapitel 2 Titel 2). Ein Ausgleichwar im wesentlichennur dadurch möglich, daß sich der



Anleihedicnst bei den Straßen um 1185 063 K.« (vgl. Kapitel 20 Titel 22)
^ 221 824 H.« (vgl. Kapitel 20 Titel 42)
-^ 1416 887 H« (vgl.

senkt.
Bei der Volksfürsorgc kann gegenüber dem Vorjahrcsansatz mit größeren Ersparnissen gerechnet werden,

die sich bereits im Vorjahre auswirkten, indem die Erstattungen an die Vezirksfürsorgcverbändc für Landhilfs-
bcdürftigc — da die Zahl der Landhilfobedürftigen durch Arbeitseinsatz usw. ständig abnimmt — weiter gesenkt
werden konnten und außerdem die Aufwendungen zur Durchführung des NcichSgcsctzes gegen gefährliche Ge¬
wohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung, wie unter ^ im einzelnen dargelegt,
nickt mehr ausschließlich den Landesfürsorgeverband belasten.

Der Zuschuß zum Kapitel 41 (Bcsscrungswcscn sowie Pflege- und Siechenwesen) ließ sich daher um
860 000 Htt senken.

Nach dem bisher Gesagten ergibt sich in großen Zügen folgendes Bild gegenüber dem Haushaltsplan 1941:

Fürsorgeerziehung .............
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegerhinterblicbcne. .
Einnahme auf Grund des Reichsleistungsgesetzes ....
Wegfall des Überschusses aus Vorjahren .......
Mehrbelastung durck Zuführung an die Tilgungsrücklage. .
Allgemeine Verwaltung ............
Mehraufwand für Ruhegehälter und Hintcrbliebencnbezüge
Mchrcrtrag an Provinzialumlage........ .
Verminderter Anlcihcdicnst der Straßcnverwaltung . . .
Besscrungswcsen sowie Pflege- und Sicckenwescn ....
Iugendhcrbcrgswcsen ............

Verbesserung Verschlechterung
600 000 ./?.//
120 000 „

1450 000 „
1100 000 „
1000 000 „

600 000 H«
270 000 „

. 1282 000 „

. 1400 000 „
860 000 „

. 72 000 „
4 242 000 H// 4 612 000 H//

Der zum Ausgleich nock fehlende Betrag von rd. 270 000 Hl/ wird in Höhe von etwa 90 000 ./>.// durch
die Verschiebungen der übrigen Positionen des Haushaltsplans, die neben gelegentlichen Ausgabcerhöhungen und
Mindereinnahmen auch Ausgabesenkungcn und Mehreinnahmen mit sick bringen, aufgebracht. So senkt sich die
einmalige Ausgabe bei der Kulturpflegc z. B. um 82 000 .^. Der Rest von 280 000 H.ss kommt über den
oben erwähnten, um 1 400 000 .^// gesenkten Anlcihcdicnst des Straßenhaushaltsplans hinaus noch im Nahmen
des Haushaltsplans der Straßcnverwaltung zum Ausgleich.

Damit ist einer der beiden wunden Punkte des Haushaltsplans 1942 berührt. An sich ist der Haushalts¬
plan 1942 ausgeglichen und er ruht auch insofern auf einer erheblich solideren Grundlage als der Haushaltsplan

1941, als zu seinem Ausgleich nicht auf Vorjahre zurückgegriffen worden ist. Auch alle gesetzlich vorgeschriebenen
Ausgaben, wie der Zuschuß zur Schuldenverwaltung, können auf Grund des Haushaltsplans dieses Mal geleistet
werden. Aber die Mittel für die Straßenunterhaltung sind völlig unzureichend und gewähren nicht einmal den
Unterhalt, der unter den gegebenen schwierigen personellen und Rohstoff-Verhältnisse im Kriege durchgeführt
werden kann. Die Zahlen für Straßcnuntcrhaltung, die im Haushaltsplan 1942 erscheinen, liegen (siehe die Aus¬
führungen unter ^,) wesentlich unter dem, was praktisch 1941 für Straßcnuntcrhaltung gebraucht wurde. Dabei
ist die Gelegenheit, die Senkung des Anleihcdicnstes im Rahmen der Straßenabteilung dazu zu benutzen um den
Untcrhaltungssatz wenigstens insoweit zu erhöhen, ungenutzt vorbeigegangen. Auch die sonstigen Verbesserungen
im Strasicnhaushaltsplan mußten der Balance des Gesamthaushaltsplans zugute kommen. Dies mag im Reck-
nungjahrc 1942 noch vertretbar sein, weil im Jahre 1941 der außerordentliche Straßenhaushaltsplan
nicht ausgeschöpft zu werden brauchte, ferner weil durch den Personal- und Rohstoffmangel der Arbeit auf den
Straßen ohnehin Grenzen geseht sind, und deshalb für 1942 noch in dem erforderlichen Maße auf Strasienbau-
rücklagen zurückgegriffen werden kann. Für die Zukunft ist es jedoch ein ernstes Mcne-Tckel, dem lediglich die
Aussicht gegenübersteht, daß früher oder später die Zeit kommt, wo der Kriegsbeitrag des Provinzialverbandes,

5 der heute rd. 11 000 000 ,>?.« beträgt, fällt.
Ein zweites ernstes Moment, das nicht unberücksichtigt bleiben darf, ist die Tatsache, daß der Provinzial-

vcrband auch im Rahmen des Haushaltsplans 1942 wieder von der Substanz lebt. Der Haushaltsplan 1942
sieht nämlich nur geringe Ausgaben für Zwecke des Hochbaus, der betriebstechnischen Unterhaltung und des Be-
schaffungswcscns vor. Vor allem aber sind keinerlei Zuführungen an die Erneuerungsrücklage, die Grunderwcrbs-
und Erweiterungsrücklage sowie an die Maschinen- und betriebstechnische Rücklage vorgesehen. Dabei werden die
Einnahmen aus dem Ncichsleistungsgcsetz, auch soweit diese eine Entschädigung für die Abnutzung der Anstalten
durch die Wehrmacht darstellen, für laufende Haushaltszweckc mitverwandt. Es ist nur zu hoffen, daß die A b -
Wicklung des Haushaltsplans 1942, der aber sehr scharf durchkalkulicrt worden ist, hier noch gewisse Erleichte¬
rungen bringt.

Das Reich hat es in diesem Kriege — im Gegensatz zum Weltkrieg — bisher fertiggebracht, die Finanzen
der Gemeinden und Gemeindevcrbände in der großen Linie bis zum Augenblick gesund zu erhalten. Auch von den



Finanzen des Provinzialverbandes kann, was ihren gegenwärtigenStand angeht, gesagt werden, daß sie durch¬
aus gesund sind. Der Schuldenstand hat sich nicht vermehrt, die Normaltilgungen sind vielmehr durchgeführt
worden. Auch an die Rücklagen brauchte bisher — von kleineren Zweckentnahmen abgesehen — nicht herangegangen
zu werden. Bei dieser seitens des Reiches gezeigten Vorsorgekann erwartet werden, daß die oben gekennzeichneten
Schwierigkeiten für die Zukunft auch zu gegebener Zeit durch Finanzausgleichsmaßnahmen des Reiches gemin¬
dert werden.

Zu diesen Schwierigkeitengehört auch das mit Sicherheit zu erwartende weitere Ansteigender Kosten der
'Fürsorgeerziehung während des Krieges und der Umstand, daß bei gleichemProzentsatz der Provinzialumlage
in Zukunft wohl kaum eine weitere Ertragssteigerung aus der Umlage zu erwarten sein wird, wenn man sich die
Tatsache vergegenwärtigt, daß die jetzige Umlage auf den Gewerbeerträgenberuht, die in dem Kalenderjahr ^940
bei den gewerbesteuerpflichtigenUnternehmen erzielt worden sind, weiter, daß nach dem Einbau in die Ein¬
kommensteuerdie Bürgersteuer praktischerstarren wird.

Düsseldorf, den 22. Juli ^942.

Der Gberprästdent der Nheinprovinz
(Verwaltung des Provinzialverbandes)

In Vertretung:

Haake
Landeshauptmann der Rheinprovinz



Erläuterungen
zum Hauzhaltsplan für das Nechnungsjahr 1942.

^. Ordentlicher Haushaltsplan 1942.

I. Sinanzverwaltung.
Einnahme.

Kapitel 1 Titel 1:
Es wird auf die Ausführungen im allgemeine», Teil des Vorberichtes Bezug genommen.

Kapitel 2 Titel 1:
Der Anteil an den Finanzzuweisungcn ist in der durch das Preußische Ausführungsgcsetz zum Finanzaus¬

gleichsgesetz festgelegten Höhe veranschlagt. Er deckt sich mit dem Ansatz des Vorjahres.

Kapitel 2 Titel 2:
Bei der Reichskraftfahrzcugsteuer ist das rechnungsmäßige Ist nach dem Abschluß für das Rechnungsjahr

1941 eingesetzt worden.

Kapitel 2 Titel 3:
Der Errechnung der Provinzialumlage sind unter Beibehaltung des bisherigen Umlagesatzes von 5«/« die

seitens des Finanzausgleicksamtes beim Reichsministerium des Innern vorläufig mitgeteilten Steuerkraftzahlen,
Finanzzuweisungcn lind Kriegsbeiträge H, zugrundegelcgt worden, wobei mit Rücksicht auf die nach dcn Erfahrun¬
gen der letzten Jahre noch nachträglich eintretenden Änderungen bei dem Umlagemaßstab wie im Vorjahre ein
geringer Abschlag von rd. 1 «/n der Beträge, welche der Umlage zugrunde zu legen sind, gemacht wurde.

Kapitel 3 Titel 2 und 3b:
Die Erhöhung des Ansatzes konnte mit Rücksicht auf die erhöhten Einnahmen des vergangenen Jahres

erfolgen.

Kapitel 3 Titel h b:
Die Tilgungen der Stadt- und Landkreise auf die konsolidierten Zahlungsrückstände, die bisher außerplan¬

mäßig verrechnet wurden, sind auf Anregung des Gemeindcprüfungsamtes erstmalig im Haushaltsplan ver¬
anschlagt (vgl. hierzu aucb Kapitel 3 Titel 6 der Ausgabe).

Kapitel 3 Titel 1:
Vergleicbe die Ausführungen bei der Ausgabe.

Kapitel 100:
Es wird auf die Ausführungen im allgemeinen Teil des Vorberichtes Bezug genommen.

Ausgabe.
Kapitel 3 Titel 1:

Es wird auf die Ausführungen im allgemeinen Teil des Vorberichts Bezug genommen.

Kapitel 3 Titel h:
Vergleiche Erläuterungen bei der entsprechenden Einnahmeposition.

Kapitel 8 Titel 1:
Der Kriegsbeitrag ist in der vorjährigen Höhe veranschlagt; desgleichen der Anteil des Siedlungsverban¬

des Ruhrkohlenbezirk an diesem Kriegsbeitrag (vgl. Einnahme Kapitel 8 Titel 1).

II. Allgemeine Verwaltung.

Ausgabe.
Kapitel 13 Titel 10 e:

Im Haushaltsplan 1941 waren die Ansätze für Heizmaterial und Stromverbrauch teilweise zu gering
bemessen.



Kapitel 13 Titel 10 L, 2:
Nachdemim Vorjahre der Ansatz um 7 000 .>?°/l reduziert worden war, hat sich eine teilweiseErhöhung

um 4 000 ,^,/i wieder als notwendig erwiesen.

Kapitel 13 Titel 11:
Hinsichtlichder Reisekosten wird nach Erteilung der Berechtigung zur Benutzung der II. Eiscnbahnklassc

durch einen weiteren Kreis von Beamten der im Haushaltsplan 1941 angesetzte Betrag nicht ausreichen.

Kapitel 13 Titel 12:
Infolge verschiedener durch die Kriegsvcrhältnissebedingter Abordnungen ist die Erhöhung des Ansatzes

erforderlich.

Kapitel 13 Titel 14:
Die Zeitschrift „Die Rheinprovinz" hat während des Krieges ihr Erscheineneingestellt. Demgemäß ist

auch die Ausgabe in Wegfall gekommen. Für auch während des Krieges nicht zu entbehrende Veröffentlichungen
der Provinzialvcrwaltung wird ein nach Bedarf erscheinendes Amtsblatt herausgegeben,dessen Kosten hier veran¬
schlagt sind.

Kapitel 13 Titel 17cl:
Vergleichedie Begründung zu Kapitel 13 Titel 11.

Kapitel 13 Titel 20 c,:
Diese Ausgaben wurden bisher bei Kapitel 13 Titel 20 p verrechnet.

III. Verkehrswesen.

Auf Grund des Gesetzes über die einstweiligeNeuregelung des Straßenwesens und der Straßenvcrwal-
tung vom 26. März 1934 und der Durchführungsverordnung vom 7. Dezember 1934 ist der Provinzial-
Straßenvcrwaltung die Verwaltung des diesem Gesetz unterstehendenStraßennetzes übertragen worden.

Träger der Untcrhaltungslast der Rcichsstraßcn ist das Reich, der Landstraßen I. Ordnung die Provinz
und der LandstraßenII. Ordnung die Landkreise. Zur Verwaltung der Reichsstraßen bedient sich das Reich der
Provinz; für die Kreise verwaltet der Provinzialverband die Landstraßen II. Ordnung. Lediglich die zusätzlichen
Kosten für die Beaufsichtigungund die Entwurfsbcarbejtung von größeren Bauten an Reichsstraßen werden aus
Rcichsmittcln erstattet. Für die Durchführung der Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung haben die Kreise
gemäß Nunderlaß des Reichsministers des Innern vom 20. März 1939 als Verwaltungskostenbeitrag40 KH
je Km und Jahr zu zahlen.

Die Gesamtlänge der unter das Gesetz fallenden Straßen beträgt nach dem Stande vom 1. April 1941
15 749,933 Km.

Straße
Längen einschl.

Vltsdurchfcchrten
über 6UN0 Einwohner

Vrtsoutchfahlten
über 6U00 Einwohner

Icm

Längen ohne
Ortsdurchfahrten

üb» 6N0N Einwohner
Icm

Reichsstraßen .........
Landstraßen I. Ordnung ......
Landstraßen II. Ordnung ......

3 503.933
6 316,633
5 929,367

576,975
503,170
605,514

2 926,958
5 813,463
5 323,853

3UMN!llI 15 749,933 1 685,659 14 064,274

Einnahme.
Kapitel 20: Straßenwesen.
Titel 9: Infolge Neuaufnahme verschiedener Landstraßen II. Ordnung ist mit einer Mehreinnahme von 6 504
H.« zu rechnen.
Titel 10: Bei diesem Titel wird voraussichtlicheine Mehreinnahme von 20000 K^l zu verzeichnensein.
Titel 11: Mit Rücksicht auf das allgemeine Neubauvcrbotwerden Bauausführungen auf Kosten Dritter, deren
Baulcitungskosten bei diesem Titel vereinnahmt werden, nur in geringem Umfange zur Durchführung kommen.
Es handelt sich hier überwiegend um Abrechnungenbegonnener Bauten aus früheren Jahren. Es wird daher
mit einer Mindereinnahme von 40 000 H/i zu rechnen sein.

^ Titel 12: Die Provinzial-Straßenverwaltung hat eine Reihe von Beamten und Angestelltenzur Organisation
> Todt und zum Reichsministerfür die besetzten Ostgebieteabgegeben. Da die Gehälter und Vergütungen für die



abgeordnetenPersonen erstattet werden, ist erstmalig hier ein neuer Einnahmetitel geschaffen worden. Nach dem
jetzigen Stand der Abordnungenist mit einer Erstattung von rd. 250 000 K.<t zu rechnen.
Titel 12: Da Darlehen zur Beschaffungvon Kraftwagen und Motorrädern den Provinzial-Straßenmeistern
und Technikern voraussichtlich nur in geringem Umfange gewährt werden, ermäßigt sich die Einnahme gegenüber
dem Vorjahre um etwa 18 200 K^l (vgl. auch Titel 14 b der Ausgabe).
Titel 22a und d: Verminderung infolge Kapitalrückzahlungen.

Ausgabe.
Kapitel 20: Straßenwesen.
Titel 1 d, 5 und 7 cl: Vergleiche Verrechnungshaushalt„Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezügc".
Titel 12, 13, 14 d, 18 und 19 a: Die Kriegsverhältnisscbedingen bei den einzelnen Titeln die in Ansatz
gebrachte Minderausgabc.
Titel 14a: Durch die Einberufung einer großen Anzahl Straßenmeister zum Wehrdienst und Abordnungen
zur Organisation Todt und zum Rcichsminister für die besetzten Ostgebietewird in Erwägung gezogen, den
Straßcnmeistern, die z. Zt. drei und mehr Bezirke veuwaltcn, eine Schreibkraft für die Dauer der vermehrten
Tätigkeit zur Verfügung zu stellen. Die Verhandlungenhierüber sind noch im Gange. Da die Schreibkräfte aus
diesem Titel bezahlt werden müßten, ist der gleiche Bctmg wie im Vorjahre eingesetzt.
Titel 202: Die Mehrausgabe ist bedingt durch weitere Einberufungen zum Wehrdienst.
Titel 21 2, 21 d und 22: Es wird auf die Ausführungen im allgemeinen Teil des VorberichtsBezug genommen.
Titel 44: Der Herr Reichsministerdes Innern hat durch Erlaß vom 23. April 1942 entschieden,daß die
Rheinprovinz und die Provinz Westfalen den gleichen Zuschuß an den Ruhrsiedlungsverbandwie im Vorjahre zu
zahlen habe, falls dies zum Ausgleich des Haushaltsplans des Ruhrsiedlungsverbandes für 1942 notwendig sei.
Die diesbezüglichen Prüfungen sind noch nicht abgeschlossen.

V. Volksfürsorge.
Kapitel 41 Titel 1 (Ausgabe):

Die ordentliche Fürsorge für Hilfsbedürftige zeigt seit Jahren eine rückläufige Bewegung. Das verschärfte
Vorgehendes nationalsozialistischen Staates gegen asoziale Personen hat dahin geführt, daß diese Kreise aus Furcht,
vom Strafrichtcr oder der Polizei erfaßt zu werden,vielfachdie öffentliche Fürsorge überhaupt nicht mehr in An- !
spruch nehmen. Zugleich wirkt sich das Bestreben der Bezirksfürsorgeverbändeund der Arbeitsämter, alle noch
irgendwie auf dem freien Arbeitsmarkt verwendbaren Arbeitskräfte zu verwerten, dahin aus, daß auch früher
vielfach als vermindert erwerbsfähig angesehene Personen in eine Arbeitsstellevermittelt werden. Hinzu kommt,
daß jede öffentliche Stelle bemüht ist, die in ihrem Bereich auftauchende Arbeitskraft auch dort zu verwerten.
Hierdurch wird die sonst übliche Überführung von Hilfsbedürftigen in geschlosseneAnstalten in erheblichem Um¬
fange unterbunden. Schließlichist auch die Zahl der alten und gebrechlichen Landhilfsbedürftigenzurückgegangen.

Infolgedessen zeigen die Aufwendungenfür landhilfsbedürftigePersonen gegenüberdem Vorjahre wieder
einen starken Rückgang.

Bei der Veranschlagungder Anstaltspflegekostenfind
bei Titel 1 ä, a 85 Pfleglinge,
bei Titel 1 ^ d 500 landhilfsbedürftigeGeisteskranke und
bei Titel 1 ä, i 800 Anstaltsinsassen
zugrunde gelegt worden.

Kapitel 41 Titel 1 d (Einnahme) und Titel 1 c (Ausgabe):
Die zur Festigung deutschen Volkstums heimgeführten Umsiedler(aus Lettland, Estland usw.) sind nach '

ihrer Ankunft auf deutschem Boden zunächst von der NSV. in Sammelbetreuung genommenworden. Nach dem ^
Reichsministcrialerlaß vom 9. Januar 1940 sind sie nach dem Ausscheiden aus der Sammelbetrcuung in die Für-^
sorge (Umsiedler-Kreisfürsorge)der Stadt- und Landkreise überzuführen.Die Kosten werden den Stadt- und Land¬
kreisen vom Reich erstattet. Unter den Umsiedlern befinden sich alte, nicht einsatzfähige Personen, die der Heim- —
Unterbringung bedürfen. Der Reichsminister des Innern hat angeordnet, daß die Heimunterbringung dieser
Umsiedlerdurch die Landesfürsorgeverbändeim Einvernehmenmit der zuständigenGauamtsleitung der NSV. zu
erfolgen hat.

Es ist bereits eine Anzahl Umsiedler in der Rheinprovinz eingetroffen und in Altersheimen untergebracht
worden. Die Gesamtzahl der Unterzubringendenwird sich nach den bisher eingegangenen Nachrichten auf 70 bis 80
belaufen. Ob aber diese Zahl ausreicht oder auch überschrittenwird, ist ungewiß. Die Kosten belaufen sich auf
2 bis 4,50 H^l täglich, zuzüglich Taschengeld und Kosten für ärztliche Behandlung und Arzneien. Es
empfiehlt sich daher die Bereitstellung eines Betrages von 75 000 K^ sowohl in Ausgabe als auch in Einnahme.
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Kapitel 41 Titel 3 (Einnahme und Ausgabe):
Infolge der neuerenRechtsprechung kann dieser Tiiel fortfallen. Es wird auf Vorberickt zu Kapitel 42

Titel id verwiesen.

Kapitel 41 Titel 4 (Einnahme):
Die Nachfrage nach Produktiv-Darlehen ist infolge der Kriegswirtschaftsverhältnisseweiter zurückgegangen.

Hinzu kommt, daß eine Reihe von Darlehnsnehmern zur Wehrmacht eingezogen ist und daher der Rückfluß der an
sie ausgeliehenenDarlehen stockt. Infolgedessen wird auch die Einnahme an Tilgungsraten und Zinsen geringer
sein als im Vorjahre. Voraussichtlichkann mit einer Gesamteinnahme von 12 500 K.tt gerechnet werden. Die
höhere Zinseneinnahmebei dem Fonds „Produktiv-Darlehen an Hilfsbedürftige für Zwecke der Aufrichtung bzw.
Erhaltung ihrer Existenz" erklärt sich daraus, daß ein Teil des nicht benötigten Kapitals langfristig und zu
einem höheren Zinsfuß angelegt worden ist.

Kapitel 41 Titel 4 (Ausgabe):
Für die Gewährung von Produktiv-Darlehen wurde ein Betrag von 10 000 HH eingesetzt. Sollte die

Nachfrage nach Darlehen weiterhin nachlassen,so wird die nicht verbrauchte Summe bestimmungsgemäß dem
Fonds „Produktiv-Darlehen an Hilfsbedürftige für Zwecke der Aufrichtungbzw. Erhaltung ihrer Existenz"zuge¬
führt. Dies wurde bei der Einsetzungdes Betrages von 2 450 ^i bei Titel 4 c berücksichtigt.

Kapitel 41 Titel 2: Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler.
Der allmählicheRückgang der Belegung der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauwciler hält unverändert an.

Währeichbei der Aufstellung des Haushaltsplanes für 1940 noch mit 1080 Personen gerechnetwerden konnte,
lag dem Halishaltsplan für 1941 eine Belegung mit nur 950 Insassen zugrunde. Für das kommende Rechnungs¬
jahr kann kaum mit einer höhereil Belegung als mit 900 Köpfeil gerechnet werden. Zwar ist die Anstalt in den
letzten Monaten wiederholt aushilfsweise zur Unterbringung von politischenHäftlingen, voll Fürsorgczöglingen,
von luxemburgischen Korrigendenin Anspruch genommen worden; es handelt sich aber bei all diesen Personen-
grnppen um Insassen, die^wte"^ Erfahrung lehrt, sehr bald wieder abberufen werden können. Mag daher auch
vorübergehendmit einer die Zahl 900 übersteigendenBelegung gerechnet werden können, so läßt es sich doch nicbt
rechtfertigen, der Aufstellung des Haushaltsplanes eine höhere Gesamtbelegungzugrunde zu legen.

Die Gesamtbelegung von 900 Insassen setzt sich wie folgt zusammen:
85 Landhilfsbedürftige zu einem täglichen Pflegesatz von 1,70 K.F,

410 Insassen auf Grund des § 24 ä des Reichsstrafgesctzbuches(Ges. v. 24. 11. 1922) zu einem täglichen
Pflegesatz von 1,50 A^t,

20 säumige Unterhaltspflichtigezu einem täglichenPflegesatzvon 1,30 ,Z^t,
190 Bezirkshilfsbedürftigezu einem täglichen Pflegesatzvon 1,70 .A^t,
60 männliche Fürsorgezöglingezu einem täglichen Pflegesatzvon 1,70 .AH,

5 weibliche Fürsorgezöglingezu einem täglichen Pflegesatzvon 2,— .AH,
90 entmündigte Trinker und Trinkerinnen (Rheinländer) zu einem täglichen Pflegesatz von 1,20 ,HH,
20 entmündigte Trinker und Trinkerinnen (Nichtrheinländer) zu einem täglichen Pflegesatzvon 1,50 KH,
10 weiblicheGeschlechtskrankezu einem täglichen Pflcgesatzvon 2,75 AH,

900.
Im einzelnen ist folgendeszu bemerken:

Titel I: Die geringe Belegung der Anstalt hat eine verminderteEinnahme an PflegegeldernDrittverpfliclueter
gegenüberdem Vorjahre zur Folge.
Titel III: Aus den vorstehendgenannten Gründen wird eine Senkung der Aufwendungenfür Beköstigungund
Bekleidung eintreten.
Titel V: Bei den Arbeitsbetriebenwird aller Voraussicht nach durch eine Steigerung der Einnahmen in der
Korbmacherei, Näherei, Schreinerei und Weberei ein Überschuß erzielt werden können. Eine geringereEinnahme
ist jedoch bei der Druckereizu erwarten, weil die Anstalt auf Veranlassung der BezirksverteilungsstelleKöln für
Druckaufträge und Druckerzeugnisse der Reichsstellefür Papier keine Aufträge von Privaten hereinnehmendarf,
und die Behördenaufträge sowohl an Zahl als auch an Umfang wesentlich kleiner gewordensind. Bei den Außen¬
kommandos wird die Einnahme geringer werden, weil mangels genügender Arbeitskräfte nicht mehr Außenkom¬
mandos in der früheren Stärke zur Verfügung gestellt werden können. Die Ziegelei,die im Rechnungsjahr 1941
durch den Absatz ihres Lagerbestandesan Ziegelsteineneine gute Einnahme zu verzeichnen hatte, wird im Rech¬
nungsjahr 1942 keine weitere Erhöhung der Einnahmen erzielen können, weil die Lagerbestände ausverkauft sind.

Kapitel 42 Titel 1 bis 3, 17 und 20: Fürsorge für bezirkshilfsbedürftige Geisteskranke, Schwachsinnige und
Epileptiker nach § 6 der preußischenAusführungsverordnung vom 17. April 1924, Neufassung vom 30. Mai
1932.

Für das Rechnungsjahr 1942 ist der Bestand vom 1. Februar 1942 zugrunde gelegt worden. Ein Durch¬
schnittsbestand von' 15 200 bezirkshilfsbedürftigenPfleglingen mit insgesamt 5 548 000 Pflegetagen wird daher
eingesetzt.Hiernach ergibt sich unter Zugrundelegungeines einheitlichen Spezialkostensatzesvon täglich 1,50 KH
für sämtliche auf Grund des Z 6 der preußischen Ausführungsverordnung untergebrachten Anstaltspfleglinge eine
Einnahme unter:
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Kapitel 42 Titel 1 2: Erstattungen der Vezirksfürsorgeverbände.

1. Spezial kosten:

5 548 000 Pflegctage je 1,50 H« für 15 200 Geisteskranke,Schwachsinnige,Epileptiker,
soweit sie unter § b der Ausführungsverordnung zur Fürsorgepflichtverord¬
nung fallen, rund ................... 8 222 000 A-4t

2. Nebenkosten:.................. 70 000 „
Summe: 8 292 000 H^«

Nach der Beschwerdeentscheidung des Rcicksministcrodes Innern vom 29. Mai 1941,
— IV XV l^ — Streit 1 21/40 haben bei verurteilten Geisteskrankengemäß tz 1 des

7000 6
Preußischen Gesetzes vom Ib. Oktober 1924 zur Ausführung des Rcichsgesetzes gegen ge¬
fährliche Gewohnheitsverbrecherund über Maßregeln der Sicherung und Besserung vom
24. November 1922 die §§ b und 7 PreußischenAusführungsverordnung zur FV. Anwen¬
dung zu finden. Der Landesfürsorgeverbandist hiernach nicht mehr alleiniger Kostenträger für
diese Kranken, sonderner ist berechtigt,von dem endgültig verpflichtetenBczirksfürsorgcver-
bande Ersatz der veglementsmaßigenKosten zu verlangen. Kapitel 42TitelldderEin-
nahme fällt daher weg und die Berechnung für diese Kranken erfolgt nunmehr bei Ka¬
pitel 42 Titel 1 3 der Einnahme.

Kapitel 42 Titel 2: Erstattungen der Kranken und Drittverpflichteten ....... 1 000 000 K^l

Der Betrag wurde mit Rücksichtauf die eingetreteneVerminderung der Zahl der
Anstaltspfleglinge gegen den Voranschlag für 1941 um 80 000 H« herabgesetzt.

Kapitel 42 Titel 17: Erstattung von Gehaltsbezügenund RubegehaltSanteilenfür an pri¬
vate Heil- und Pflegeanstalten abgeordneteProvinzialiirzte .... 14 000 A.«

Die Summe entspricht dem Ansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 20: Sonstiges..................______ 1 000 sl^l
Summe: 9 407 000 A^l

Die Ausgabe stellt sich wie folgt:

Kapitel 42 Titel 1: Anstaltspflegekosten.

Unter Zugrundelegung der gültigen Pflegekostensätze ergibt sich als Durchschnittspflegesatz der Betrag von
2,126 K^i für den Kopf und Tag für sämtliche vom Rheinischen Landesfürsorgeverbandebetreuten Anstaltspfleg¬
linge in Provinzial- und Privatanstalten.

Der Pflegesatz in den RheinischenProvinzial-Hcil- und Pflegeanstalten beträgt für den Kopf und Tag
2,50 K^l, bei den in Heim- und FamilienpflegeuntergebrachtenKranken 1,90 H.<l einschließlich der Aufwendun¬
gen der an der Versorgung dieser Kranken beteiligtenProvinzialanstalten.

Der Durchschnittspflegesatz für die in den Anstalten anderer ProvinzialverbändeuntergebrachtenKranken
des RheinischenLandesfürsorgeoerbandesbeträgt 2,242 A^l für den Kopf und Tag. Hier handelt es sich fast
ausschließlich um chronische Pfleglinge mit geringen Bedürfnissen.

Der Durchschnittspflegesatz in den Privatanstalten beträgt 1,721 K^l für den Kopf und Tag.
Hiernach sind als Ausgaben zu berechnen:

5 548 000 Pflegetage je 2,12b H^i rund................ 11 851 000 K.<t
Dazu an Nebenkosten für sämtliche Pfleglinge ...............___102 000 „

Summe: 11 954 000 S^t
ab für an die Anstalten direkt gezahlte Beiträge Drittvcrpflichteter usw ....... 40 000 K^l

Summe: 11 914 000 K^t



7 059 000 K^l

589 000 „
65 000 „

7 713 000 K.L

40 000 „ 7 673 000 K^ll
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Hiervon entfallen auf:
1,. In den Rheinischen Provinzialanstalten:
Kapitel 42 Titel 5 2: Für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptiker.

a) in Anstalts pflege:
(7 735 Kranke -- 2 823 275 Tage je 2,50 H.U) - rd.....

b) in Heim- und Familienpflege:
( 848 Kranke --- 309 520 Tage je 1,90 K^i - rd.....

c) Nebenkosten:...............

6) ab für an die Anstalten direkt gezahlte Beiträge Drittverpflichte¬
ter usw ...................

2. In den Anstalten anderer Prooinzialoerbände:
Kapitel 42 Titel 1 b: Für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptiker.

2) Pflege kosten:
(243 Kranke ^ 88 695 Tage je 2,242 HM) -- rd.....199 000 H«

d) Nebenk 0 sten:............... 2000 „ 201 000 „

3. In den Prioatanstalten:

Kapitel 42 Titel 1 c: Für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptiker.
a) Pflege kosten:

(6 374 Kranke - 2 326 510 Tage je 1,721 A^i) ^ rd.....4 004 000 K^l
d) Nebenk 0 sten:............... 36000 „ 4040000 „

Summe wie oben: 1,1 914 000 H^t

Bei 5 548 000 Pflegetagen und einem Geldbedarf für Pflcgckostenvon 11 851 000
HL ergibt sich mithin ein Durchschnittspflegesatzvon 2,136 K^i.

Kapitel 42 Titel 2: Unterbringungskostenfür solche Personen, für die die öffentlicheFür¬
sorge nicht in Anspruchgenommen werden kann ....... 14000,,

Die Summe entspricht dem Haushaltsansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 3: Beihilfen an Bezirksfürsorgeverbändeusw. für Zwecke der sogenannten
offenen Fürsorge ................. 11000 „

Die Inanspruchnahme dieser Mittel durch die Bezirksfürsorgcverbände hat im Rech¬
nungsjahre 1941 gegenüber dem Rechnungsjahre 1940 eine Steigerung erfahren. Mit einer
weiteren Steigerung wird gerechnet. Es sind daher 2 000 K.M mehr eingesetzt worden.

Kapitel 42 Titel 17: Gchaltsbezügeund Ruhegehaltsanteile für an private Heil- und Pflege¬
anstalten abgeordnete Provinzialä'rzte .......... 14 000 K^l

Die Summe entsprichtdem Haushaltsansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 20: Sonstige Aufwendungen auf dem Gebiete des Irrenwesens und zur
Abrundung.

Die Provinzialverwaltung hat ein großes Interesse an der Förderung der Aufgaben
allgemeiner Art auf dem Gebiete des Geisteskrankenwesens,vor allem, soweit diese Aufgaben
sich auch außerhalb des Bereichs des eigenen Instituts für psychiatrisch-neurologische Erb¬
forschungerstrecken auf die Untersuchungder Ursachen der Geisteskrankheiten, auf
Vorbereitung zukünftiger erbbiologischer Maßnahmen des Staates, auf besondereBehand¬
lungsmethoden usw., um so dem Anwachsender Zahl der Kranken entgegenzuwirken.Aus
diesem Titel wird u. a. zur Verwendung bei einschlägigen wissenschaftlichen Instituten, ins¬
besondere bei der von Prof. llr. Rüdin geleiteten Forschungsanstaltfür Psychiatrie in Mün¬
chen ein Betrag von 6 000 H^/i an die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaftzur Förderung der Wissen¬
schaften in Berlin gezahlt. Ferner werden aus diesem Titel die Prozeßkosten,sowie die Reise¬
kosten für den pädagogischen Sachverständigen in Schwachsinnigenangelegenheitenbestritten 8 000 „
Der Betrag entspricht dem Haushaltsansatz des Vorjahres. ______________

Ausgabe: 11 961 000 H^l
Einnahme: 9 407 000 „

Provinzialzuschuß: 2 554 000 H°«
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Kapitel 42 Titel 4 bis 11 und 16: Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten einschl. Rheinische Landesklinikfiir Iu-
gendpsychiatriein Bonn.

Die Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten umfassen die auf gesetzlicher Grundlage
beruhende Fürsorge des Rheinischen Landesfürsorgeverbandes(Provinzialverbcmdes)für Geisteskranke,Epileptiker
und Schwachsinnigein eigenen Anstalten. Neben hilfsbedürftigen Pfleglingen auf Grund der Fürsorgepflichtver¬
ordnung finden auch selbstzahlende Kranke Aufnahme. Aus nachstehender Übersicht ergeben sich die demHaushalts-
plan für 1942/43 zugrunde liegendenZahlen der Kranken, Beamten und Angestellten, die zu verpflegen bzw.
zu beköstigen sind:

Ez befinden sich Kranke in: 3u beköstigen sind:

Anstalten verpflegungzklasse l)eim> und
Familien¬

Insgesamt Veamte, angestellte usw.
I. lischklasse

I II pflege gegen
Vezahlung

ohne
Vezahlung

Andernach . . 3 1007 1010 66 15
Bedburg-Hau. — 1312 48 1360 51 24
Bonn . . . 4 937 124 1065 94 20
Düren . . . — 1316 68 1384 71 16
Galkhausen . — 1407 335 1742 112 18
Grafenberg 23 1090 90 1203 8? 15
Iohannistal . — I 782 138 I 920 130 17
(einschl.Kbtlg,

waldn!el) !
Summe 3N 8 851 803 9 684 611 125

8t 81 736

Hiernach wird für das Rechnungsjahr 1942/43 mit einem Durchschnitts - Krankenbestand voy
9 684 x 365 oder 3 534 660 Pflegetagen (einschl. 803 Heim- und Familienpfleglingen mit 293 095 Pflege-
tagcn) gerechnet,während im Haushaltsjahr 1941/42 durchschnittlich 10 743 Kranke (einschl. 1 358 Heim- und
Familienpfleglingen)vorgesehen waren.

In der Durchschnitts-Krankenzahlvon 9 684 Kranken sind 38 Sclbstzahler I. Klasse und 684 Selbst¬
zahler II. Klasse enthalten. Der Pflegekostensatz für die Selbstzahler I. Klasse beträgt 6 .^ je Kopf und Tag.
Die Selbstzahler II. Klasse sind größtenteils Kranke, welche für Rechnung von Trägern der Sozialversicherung
untergebracht sind, deren Leistungenmeistens nicht den PflcgesatzII. Klasse von 3,80 .F.L erreichen,so daß der
Pflegesatz entsprechend ermäßigt werden muß. Zu dieser Ermäßigung ist der Landeshauptmann durch das Regle¬
ment ermächtigt. Der Einnahmeansatzfür Selbstzahler bei Titel I, Nr. 1 ist entsprechend errechnet'. Im übrigen
handelt es sich um Kranke, die auf Grund der Verordnung über die Fürsorgepflichtvom 13. Februar 1924 bzw.
der Ausführungsverordnung hierzu vom 17. April 1924 untergebrachtwerden. In der Zahl dieser Kranken sind
auch 325 Personen einbegriffen, für die das Gesetz gegen gefährlicheGewohnheitsverbrechervom 24. Novem¬
ber 1933 — Ausführungsgesetzvom 17. Oktober 1934 — (M 42d und c RStGB.) zur Sicherung und Be¬
wahrung die Unterbringung in einer Heil- und Pflegeanstalt vorsieht.

Die Pflegesätzevon 2,50 H.« je Kopf und Tag für bezirks- und landhilfsbedürftige Kranke und von
1,90 K./»l je Kopf und Tag für Heim- und Familienpfleglingcsind gegen das Vorjahr unverändert geblieben.

Durch die Inanspruchnahme eines Teiles der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten durch die Wehrmacht
für Lazarettzwecke ist ein Absinken der Zahl der Kranken gegenüber dem Vorjahre hervorgerufen, das beim
Titel I des Untcrhaushaltsplans einen Ausfall an Pflegekostcn in Höhe von 863 500 H« verursacht. Diesem
Ausfall an Pflegekostenstehen neben einer Einsparung von rund 300 000 H^i bei Titel III/6 „Unterbringung in
Heim- und Familienpflege" infolge Verminderung der Heimpfleglingenur geringe Einsparungen gegenüber. Die
größte Einsparung durch Wegfall der Ausgaben für Beköstigungin Höhe von rund 83 000 ,».^ tritt infolge Er¬
höhung aus anderen Ursachenbei diesem Titel nicht in Erscheinung. Bei den sachlichen Ausgaben der übrigen
Titel waren Ersparnisse nicht mehr möglich, da bereits im Vorjahre die Ausgaben auf das Äußerste herunter¬
gesetzt waren und da andererseits der Verschleiß in den von der Wehrmacht beanspruchten Teilen der Heil- und
Pflegcanstalten erhöhte Aufwendungennötig macht. Auch bei dem Personaltitel sind Einsparungen im größeren
Umfang infolge des Absinkens der Krankenzahl nicht möglich, da im Laufe des vergangenen Jahres eine weitere
große Anzahl der männlichen Gefolgschaftsmitgliederzum Heeresdienst eingezogenwurde, für die die Bezüge
weiter gezahlt werden. Es hatte sich lediglich die Notwendigkeitder Einstellungvon Ersatzkräftcn,soweit diese Not¬
wendigkeit das Pflegepersonal betraf, vermindert.

Bei den unter Titel I« Nr. 5 aufgeführten Nebenkostenkonnten infolge der Verminderung der Pfleglinge
die Einnahme und Ausgabe lim 15 000 K.« gesenkt werden.
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Die Ausgaben bei Titel II „Personalaufwand für Beamte und Angestellte"werden sich im Rechnungsjahr
1942/42 um rund 34 000 AH erhöhen. Diese Erhöhung ist verursacht durch die Erhöhung des Anteils an den
Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügenum rund 100 000 KH.

Der Wert der den Angestelltengewährten freien Station ist bei den einzelnen Ausgabetiteln des Titels II
„Personalaufwendungen" in Ausgabe und bei Titel III, Nr. 1, „Beköstigung" und Titel IV, Nr. 2 „Mieten
und Pachte" in Einnahme nachgewiesen.

Bei den Aufwendungenfür die Beköstigungder Beamten und Angestelltenist gegenüberdem Vorjahre eine
Änderung nicht vorgesehen. Der Ansatz beträgt für sie ebenso wie für die Beköstigung der Pfleglinge I. Klasse
1,20 je Kopf und Tag. Für die Pfleglinge der II. Klasse ist mit Rücksichtauf die für das kommende Wirt¬
schaftsjahr vorgeseheneErhöhung der Kartoffelpreise eine Erhöhung des Beköstigungsansatzesum 0,02 AH not¬
wendig geworden. Darüber hinaus ist für die Pfleglinge der Anstalt Düsseldorf-Grafenbergmit Rücksicht auf die
Schwierigkeitender Beschaffungvon Frischgemüsc mangels ausreichender eigener Anbauflächeneine weitere Er¬
höhung von 0,01 AH je Beköstigungstag eingesetzt worden. Die Staffelung der Sätze nach Lage der Anstalten
und Art der Kranken wurde beibehalten.

Es sind vorgesehenje Kopf und Tag bei
Andcrnach,Bedburg-Hau, Düren, Iohannistal .................0,47 AH
Bonn und Galkhausen ........................0,48 „
Grafenberg ...........................0,50 „

Bei der Ausgabe für die Beköstigung ist außerdem bei den Anstalten Andernach,Bonn und Iohannistal
ein Betrag vorgesehenzur Beschaffung der Lebensmittelfür die in voller Beköstigung der Anstalt befindlichen
Lazarcttinsassenund das zu den Lazarettabteilungengehörende Personal. Veranschlagtist (ohne die in den Perso¬
nal- und sonstigenSachtiteln enthaltenen Kosten der Zubereitung) je Verpflcgungstag ein Satz von 1,20 AH.

Bei den Titeln III, Nr. 2 „Bekleidung, Lagerung und Wäsche", III Nr. 2 „Für Untersuchungen, Arz¬
neien, Verbandmittel usw." und III Nr. 5 „Arbeitsbelohnungen und Erheiterung der Kranken" konnten infolge
der Verminderung der Krankenzahl geringe Herabsetzungenvorgenommenwerden. Bei Titel III, Nr. 6 „Unter¬
bringung in Heim- und Familienpflege" tritt eine Ersparnis von 200 000 AH infolge der Verminderung
der Zahl der Heimpfleglingeein.

Für die bauliche Unterhaltung der Anstalten sind bei Titel IV, Nr. 1 und für „Steuern, Versicherun¬
gen und sonstige Gebühren" bei Titel IV, Nr. 2 die gleichen Mittel wie im Vorjahre eingesetzt worden.

Bei Titel IV. Nr. 5,„Heizung, Beleuchtung und Wasserversorgung" hat sich bei einigen Anstalten eine
geringe Erhöhung der Ausgaben infolge der höherenAnsprüchean Heizung durch die Reservelazarette oder durch
erhöhte Betriebskosten notwendig gemacht.

Bei Titel IV, Nr. 5 „Reinigung" ist infolge der höheren Preise für Ersatzmaterialien eine geringe Er¬
höhung notwendig geworden. Bei Titel IV, Nr. b „Inventar" haben notwendigeErsatzbeschaffungen gleichfalls
eine unbedeutendeErhöhung bedingt.

Bei Titel V, Nr. 1 „Land- und Viehwirtschaft" ist sowohl bei der Einnahme wie bei der Ausgabe eine
Senkung zu verzeichnen,die in der Hauptsache auf die verminderten Umsätze in der Viehhaltung zurückzuführen
sind. Insgesamt hat sich die Einnahme beim Sachaufwand um 42 000 AH mehr vermindert als die Aus-
gäbe. Bei der Ausgabe hat sicb außerdem der Lohnaufwand um rund 17 700 AH infolge notwendiger Ersatz¬
einstellungenerhöht, sodaß insgesamt eine Ertragsminderung von rund 60 000 AH gegenüber dem Vorjahre
entsteht.

Die Ausgaben für den Betrieb der Kraftwagen — Titel VI, Nr. 1 — mußten etwas erhöht werden, da
die Beschaffungeines neuen Lastkraftwagens für die Anstalt Düren, die bereits im Vorjahre vorgesehenwar,
bisher nicht erfolgen konnte und außerdem Mittel für einen neuen Lastkraftwagen für die Anstalt Düsseldorf-
Grafenberg vorgesehenwerden mußten.

Außerdem war noch eine Erhöhung von 7 700 AH bei Titel VI, Nr. 9 „Stellvertretungs- und Umzugs¬
kosten" infolge einer vermehrten Abkommandierungvon Beamten und Angestelltenan andere Anstalten und bei
Titel VI, Nr. 12 „Sonstiges und zur Abrundung" in Höhe von 2 900 AH infolge der Forderung des Staatl.
Mcdizinaluntersuchungsamtesauf Zahlung von Pauschalgebührenfür Untersuchungennotwendig.

Die restlichenEinnahme- und Ausgabepositionenunterliegen in ihren Ansätzendurchweg unbedeutenden
Änderungen gegenüber dem Vorjahre.

Der Krankenbestandder Rheinischen Landesklinikfür Iugendpsychiatrie in Bonn ist für das Rechnungsjahr
1942 42 in der gleichen Höhe eingesetzt worden wie im Vorjahre. Hierbei ist mit durchschnittlich 92 Anstalts¬
kranken und 77 Heimpfleglingen gerechnet worden. Unter den ersteren befinden sich 25 Selbstzahler und 20 Für¬
sorgezöglinge.Die bisherigen Pflegesätzeje Kopf und Tag von je 2,50 AH für Bezirks- und Landhilfsbedürftige
und 1,90 AH für Heimpfleglinge und 2,80 AH für Selbstzahler und Fürsorgezöglingesind beibehaltenworden.
Für Selbstzahler ist jedoch mit Rücksicht auf die Ermäßigungen, die minderbemittelten Zahlungspflichtigengewährt
werden, ein entsprechend niedrigerer Pflegcsatzje Kopf und Tag in Ansatz gebracht worden. Mit Rücksicht darauf,
daß die Zahl der Selbstzahler und Fürsorgezöglingegegenüberdem Vorjahre höher angesetzt worden ist, erhöht sich
die Einnahme um 2 000 AH.

Bei Titel II „Personalaufwand" ergibt sich eine Erhöhung der Personalkosten um 6 700 AH durch die
Notwendigkeitder Einstellung einer weiteren ärztlichenKraft infolge der stärkeren Inanspruchnahme der Klinik
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und durch die Erhöhung der Bezüge der Hilfsärzte, die nach neuen Bestimmungen nach TOA. III bezahlt werden
müssen.

Der Wert der bei dem Titel „Personalaufwand" verrechnetenfreien Station für Angestellte ist bei der
Einnahme der Titel III, Nr. 1 und IV, Nr. 2 berücksichtigt.

Bei Titel III, Nr. 1 „Beköstigung" ist der Aufwand für Beamte und Angestelltemit 1,20 H« je Kopf
lind Tag der gleiche wie im Vorjahre geblieben. Für die Kinder ist mit Rücksicht auf die Erhöhung der Kartoffel¬
preise der Satz um 0,02 .A^l je Kopf und Tag auf 0,52 H^ erhöht worden.

Für die sonstigen Titel brauchenÄnderungennicht vorgenommen werden.
Insgesamt ermäßigt sich der Zuschuß der Kinderanstalt um rund 1, 200 K^t gegenüber dem Vorjahre.
Die für die Inanspruchnahme eines Teiles der Heil- und Pflegeanstalten durch die Wehrmacht zu zahlende

Entschädigungauf Grund des Reichsleistungsgesetzes ist bei Kapitel 42 Titel 1,6 des Haushaltsplanes in Einnähn«
in Anschlag gebracht worden. Infolge erhöhter Inanspruchnahme erhöht sich die Einnahme hieraus um 750 000
H« gegenüber dem Vorjahre. In Höhe von 450 000 Ä^l ist hierin allerdings eine Entschädigungfür die Be¬
köstigungder in den provinziellenAnstalten untergebrachtenMilitärpcrsonen enthalten (vgl. die obigen Ausfüh¬
rungen), die fich in einer entsprechenden Erhöhung des Beköstigungstitels und damit auch einer Erhöhung des Iu-
schußbcdarfsder Heil- lind Pflegcanstalten ausdrückt.

Kapitel 42 Titel 12: RheinischesProvinzial-Institut für psychiatrisch-neurologische Erbforschungin Bonn.
Das Rheinische Provinzial-Institut für psychiatrisch-neurologischeErbforschungin Bonn rechnet für

1942/42 wie im Vorjahre, mit einem Zuschuß der Universität in Bonn in Höhe von 8 000 K.L und einem
Zuschuß der LandesversichcrungsanstaltNheinprovinz in Düsseldorf in Höhe von 25 000 K^li sowie einem Zu¬
schuß von feiten des Regierungspräsidentenin Düsseldorfvon 5 000 H^l, wenn auch die Bewilligungen der Zu¬
schüsse bei Aufstellungdes Haushaltsplanes förmlich nock nicht ausgesprochensind. Diese Zuschüsse sind unter
Titel I als Einnahme veranschlagtworden. Sie erscheinen, da sie zur Bestreitung von Ausgaben Verwendung
finden sollen, die bei der Durchführung der durch die Gewährung der Zuschüsse bedingten wissenschaftlichen Ar¬
beiten entstehen,gleichzeitig bei Titel I in Ausgabe. Sie sind einseitig dcckungsfähig mit Titel II und III der Aus¬
gabe, soweit diese Titel zur Durchführung der wissenschaftlichen Arbeiten in Anspruch genommen werden. Das
Gleiche gilt für etwaige dem Institut von dritter Seite noch weiter zufließendeZuschüsse.

Da die Bewilligung der unter Kapitel 1 nachgewiesenen Zuschüsse sich voraussichtlichin das Rechnungs¬
jahr 1942 hinaus verzögert,ist bei Titel II, Nr. 2 6 „Aushilfskräfte" des Haushaltsplans des Instituts ein Be¬
trag von 4 000 M.<« zur vorläufigen Bezahlung der aus diesem Titel bezahlten Kräfte vorgesehen.Dieser Betrag
wird später nach Eingang der oben erwähnten Zuschüsse wieder erstattet und ist deshalb bei Titel II, Nr. 2 6
in gleicher Höhe wieder in Einnahme gestellt. Die Bezahlung der Aushilfskräfte erfolgt aus den besonderen
Zuschüssen, da diese Aushilfskräfte zur Durchführung der mit der Zuwendung verbundenen besonderenAufgaben
beschäftigt werden.

Infolge der Neueinstufungdes Büropersonals erhöhen sich die Allsgabenbei Titel II „Personalaufwand" um
1100 H/« gegenüber dem Vorjahre.

Bei den Ausgaben konnte infolge der Einschränkungen des Kraftwagenbetriebesdie Ausgabebei Titel III,
Nr. 1 „Kraftwagen"'um 1 500 K.« herabgesetzt werden.

Der Haushaltsplan des Instituts schließt demnachmit einem Zuschußbedarfvon 76 000 H.« gegenüber
einem solchen von 76 415 Ä^ im Vorjahre ab.

Kapitel 45: Fürsorge fiir Kriegsbeschädigteund Kriegerhinterblieben«.
Einnahme.

Vorweg wird bemerkt, daß der erhöhte Zinseneingangbedingt ist durch eine günstigere Verzinsung der
seit Oktober 1941 als langfristige Festgelderangelegten Depositenmittel — siehe Titel 1a, 2a, 3a und 5 a.

Die Ansätze werden im einzelnen wie folgt begründet:
Titel 1: Die schon im vergangenen Jahre beobachtete starke Vermehrung und Erweitenmg der auf Grund des
Gesetzesüber die Beschäftigung'SchwerbeschädigtereinstcllungspflichtigenBetriebe und die dadurch bedingte
Steigerung der Pflichtarbeitspl'ätzehat weiterhin zugenommen,sodaß auch im Jahre 1942 mit einem erhöhte»
Eingang von Ablösungsgelderngerechnetwerden kann. Die Einnahme wird hier auf 234 000 K^i geschätzt.
Titel 1 cl: Der Rückgang der Tilgungsbeträge auf die früher bewilligten Darlehen aus den Mitteln der Schwer¬
beschädigtenfürsorge ergibt sich aus der im letzten Jahre erfolgten Tilgung von Forderungen.
Titel 2b: Der gleiche Ansatz wie im Vorjahre.
Titel 3: Auch hier kann es bei dem Ansatz aus 1941 verbleiben.
Titel 4: Die Steigerung der Einnahme um 4 800 K^>l entspricht einer erhöhten Überweisung des Herrn
Reichsarbeitsministers, die auch für 1942 erwartet wird. Im übrigen handelt es sich hier um durchlaufende
Posten, die in gleicher Höhe auch in der Ausgabe erscheinen.
Titel 5: Die in den letzten Kriegsjahren beobachtete rückläufige Bewegung in der Beanspruchungder Darlehns-
mittel hat weiter angehauen. Die Gründe hierfür dürften in den kriegswirtschaftlichenVerhältnissen zu suchen
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sein. Als Folge dieser verringerten Inanspruchnahme des Darlehnsfonds sind auch die Einnahmen weiter gesunken.
Nach den bisherigen Erfahrungen dürfte im Jahre 1942 mit höchstens50 000 ,H,/i Rückflüssenaus den aus¬
geliehenenDarlehen zu rechnen sein.

Der Ansatz von 20 000 K.M für die Einnahme entspricht dem des Vorjahres.
Titel b: Die Zinsen und Tilgungseinnahmen bei diesem Fonds werden eine Änderung gegenüber den Ein¬
nahmen aus 1.941 voraussichtlichnicht ergeben. Sie werden dem Fonds für Zwecke der Erwcrbsbcschränkten-
werkstätten zugeführt.
Titel 7: Nachdem in» letzten Jahre eine ganze Anzahl dieser früheren Darlchnsforderungen erloschen ist, werden
sich hier die Rückflüsse an Kapital und Zinsen auf 6 750 H« verringern.

Ausgabe.

Titel 1: Durch den zu erwartenden Zugang an weiteren Schwerbeschädigten der neuen Wehrmacht werden
zwangsläufig auch erhöhte Mittel für ihre Betreuung notwendig. Im übrigen ist der erhöhte Ansatz bei der Aus¬
gabe auch bedingt durch die gesteigertenEinnahmen.

Die im vergangene!,Jahre zum ersten Male angesetzten Ausgaben für Darlehen zur Förderung von Bau¬
vorhaben von Schwerbeschädigtenhaben sich vorläufig noch nicht ausgewirkt. Da aber in diesem Jahre voraus¬
sichtlich mit einer größeren Inanspruchnahme dieser Mittel gerechnetwerden muß, sind wieder 10 000 H^>i —
wie 1941 — dafür vorgesehen.
Titel 2: Der hier in Ansatz gebrachte Betrag von 2200 H« entspricht dem erhöhten Zinseneingang beim
gleichen Titel der Einnahme.
Titel 2: Auch hier ist die geringe Erhöhung durch den vermehrten Zinsenanfall bedingt.
Titel 4: Durchlaufende Posten.
Titel 5: Wie bereits bei der Begründung zu Titel 5 der Einnahme angeführt, wird auch hier ein Betrag von
60 000 HF, gegen 80 000 .^l im Jahre 1941, den Ansprüchengenügen.

Die nicht benötigtenMittel werden dem Fonds „Bcschaffungs- und Produktivdarlehen für Kriegsbeschä¬
digte und Kricgcrhinterblicbenc"zugeführt.
Titel 6: Ansatz wie im Vorjahre. Soweit der Betrag für weitere Beihilfen an Erwerbsbcschränkten-Werk-
stätten nicht benötigt wird, erfolgt ebenfalls Abführung an den Fonds für Zwecke der Erwcrbsbeschränktenwerk-
stätten.
Titel 7a: Infolge der gewaltigen Kriegsausweitung haben sich die Kosten der Kricgsopfcrfürsorgeganz erheb¬
lich gesteigert. Hinzukommt, daß der Landesfürsorgeverbandauch die ebenfalls'stark gestiegenen Aufwendungen
für die Umschulungder Kriegsversehrtenfür das erste Jahr ganz zu tragen verpflichtet ist. Desgleichen haben
sich auch die Ausgaben an Beihilfen für Kriegswitwen erheblich vermehrt, sodaß schon im Jahre 1941 der Aus-
gabeansah durch eine Nachtragsforderung von 20 000 K.il auf 70 000 HU erhöht werden mußte. Eine weitere
Steigerung auf 120 000 ^l ist zur Anpassung an das wirkliche Bedürfnis nicht zu vermeiden.

Titel 7b: Auch auf dem Gebiete der dem Landesfürsorgeverband gesetzlich allein obliegenden Fürsorge für
Kriegsblinde und Hirnverletztehat sich schon im letzten Jahre der dafür angesetzte Betrag nicht als ausreichend
erwiesen. Eine Erhöhung von 120 000 H./i auf 172 000 K^i wurde gegen Ende des Jahres notwendig.

Da durch den jetzigen Krieg die Zahl der Kriegsblinden und Hirnverletztenerheblich zugenommenhat und
noch weiter ansteigenwird und damit sich auch die Ausgaben an Beihilfen entsprechend erhöhen werden, wird für
das Jahr 1942 ein Betrag von 180 000 Hll notwendig sein.

Titel 8: Bei den in diesem Titel für die Kindergesundheitsfürsorgeenthaltenen Mitteln ergibt sich eine Aus¬
gabeverminderungdadurch,daß infolge Inanspruchnahme für militärischeZwecke die Zahl der in Heimen verfüg¬
baren Plätze geringer gewordenist; auch die Ausgaben für Erziehungsbeihilfenerfahren eine wesentliche Entlastung
durch die nach dem Erlaß des Herrn Reichsministers der Finanzen vom 26. Februar 1941 zu gewährendenAus¬
bildungsbeihilfendes Reiches.

Anderseitswird diese Entlastung aber wieder aufgehobendurch die seit einigen Jahren im Einvernehmen
mit der Reicholeitungder NSKOV. betriebenen Erholungsfürsorge für Kriegerwitwen, die infolge des jetzigen
Krieges und der gerade für diesen PersonenkrciSdaraus sich ergebenden seelischen Belastung eine vermehrte Auf-

', merksamkeiterfordert. Viele dieser Kriegcrwitwen des Weltkriegeshaben im jetzigen Kriege schon wieder Söhne
^ verloren, sodaß es wünschenswertist, für die Erholungsfürsorge noch größere Ausgaben als bisher zu leisten. Es
ist daher der Ansatz des Vorjahres von 50 000 H^i beibehalten worden.

Titel 9: Durch die steigende Fürsorge für die Versehrten des jetzigen Krieges und die hinzugekommcnenKreise
Eupen und Malmedy war eine Erhöhung des Ansatzes erforderlich. Im übrigen gilt auch hier das zu Kapitel 12
Titel 11 Gesagte.

Titel 10: Hier wird ein Betrag von 600 HH — gegen 700 H^ im vergangenenJahre — ausreichen.

Titel 11: Nach den bisherigen Erfahrungen muß es bei dem bisherigen Ansatz verbleiben.
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Kapitel 48: Iugendwohlfahrt (Landesjlyendamt).
Einnahme.

Titel 11.^.2: Das Gehalt des Direktors der LandesbildstellcRheinland in Köln war bisher beim Personal¬
haushalt veranschlagt. Die gleiche Summe erscheint auch in der Ausgabe.
Titel 11. ^.6: Der Einnahmcausfall ergibt sich aus einem kriegsbedingtenRückgangder Verleih-Erlösevon
Lichtbildern und Geräten.
Titel 15: Infolge Wegfalls des Zuschusses der DeutschenArbeitsfront (siehe Titel I, Nr. 2 des zugehörigen
Umcrhaushaltsplans) verringert sich die Einnahme gegenüber den Ansätzender Vorjahre. Der provinzielle Zu¬
schuß erhöht sicl, entsprechend (vgl. hierzu die besondere Begründung beim Unterhaushaltsplan).
Titel 18: Vgl. hierzu die Ausführungen zu Titel 18 — Ausgabe.
Titel 21: Infolge der Einberufung von Unterhaltsverpflichtetenzum Heeresdienstsind die Einnahmen aus dem
Familienunterhalt, die in der Regel über das Kostendrittcl hinausgehen, gestiegen.
Titel 42: Vgl. hierzu die Ausführungen zu Titel 42 — Ausgabe.

Ausgabe.

.^Titel 11. ^.cl: Die Mehrausgabe beim Sachaufwand soll einen stärkeren Einsatz der Landesbildstcllcfür die
Interessen der rheinischen Hcimatpflcgc ermöglichen.
Titel 18: Die Verleihung des Reichsfportabzcicbcnsist bisher vom Rcichssportamt Berlin zentral durchgeführt
worden. Nachdem durch die Schaffung einer Mittel- und Unterstufe der staatlichen Sportaufsicht auf Grund
der Verordnung des Reichsministcrsdes Innern vom 20. Juni 1940 (RGBl. I S. 900) eine Dezentralisierung
ermöglichtworden ist, hat der Reichsminister des Innern durch Erlaß vom 30. September 1941 die Einfüh¬
rung des neuen Verleihungsverfahrcns für die Rhcinvrovinzab 1. Januar 1942 angeordnetund im einzelnen durch
Richtlinien geregelt.

Die eingesetzten Mittel sind für die Beschaffungeines Iahresbedarfs an Reichssportabzeichcn,Urkunden¬
heften, Lcistungsbüchcrnusw. bestimmt. Durch die Erhebung der festgesetzten Gebühren für die an die Bewerber
abgegebenen Leistungsbücher, Urkundenhefte, Wiederholungsurkundenund für die verliehenenReichssportabzeichcn
fließen die verausgabten Mittel in voller Höhe wieder zurück. Allerdings werden im Laufe des Jahres die be¬
schafftenUnterlagen voraussichtlichnur zum Teil abgesetzt werden können. Als Einnahme sind deshalb zunächst
7 000 K.M vorgesehenworden.
Titel 21: Die Steigerung der Ausgaben ist auf ein weiteres Ansteigen des Schützlingsbestandeszurückzuführen
sowie auch darauf, daß sich die Kosten in dem neu hingerichteten provinzialeigcnen Erziehungsheim Burgbrohl
höher stellen als in den bisher benutzten privaten Heimen.
Titel 25: Es ist beabsichtigt,das im vergangenen Jahre begonnene und bewährte Verfahren der Unterstützung
der Einstellung von Familienfürsorgerinnenbei personell ungenügendausgestatteten Jugendämtern durch die Ge¬
währung eines Anlaufzuschusses in Höhe von einem Drittel des Gehaltes auch für das Rechnungsjahr 1942 fort¬
zusetzen und aus 5 neue Fälle zu erweitern.
Titel 42: Infolge Übertragungneuer Arbeitsgebiete (staatlicheSportaufsicht und Verleihung des Reichssportab¬
zeichens) entstehen für Geschäftsbedürfnissehöhere Ausgaben als bisher. Der Haushaltsansatz muß daher ange¬
messen erhöht werden.

Infolge der starken Nachfrage nach dem im Verlage des Landesjugendamtesim Jahre 1939 erschienenen
und seit längerem vergriffenen„Handbuches der Iugendhilfc und des Volksfürsorgerechtco"ist eine neue Auflage
des Buches notwendig geworden. Es ist ein Neudruck von 5000 Exemplarenbeabsichtigt;die Kosten belaufen sich
auf etwa 8 000 bis 9 000 ^?./i. Dieser Betrag ist in dem Haushaltsansatz mitveranschlagtworden. Durch den Ver¬
kauf des Buches werden die entstehenden Kosten wieder voll hereingebracht.Da sich die Fertigstellung des Druckes
noch etwas hinzieht, kann für das Rechnungsjahr 1942 nur mit einem geringeren Absatz gerechnet werden.

Die Einnahme wird sich daher entsprechend erhöhen.

Kapitel 48 Titel 15: Unterhaushaltsplan KunstgewerblicheHanbwerkerschulefür Angehörige der Hitler-Jugend
in DuiSdurg-Hamborn.

Einnahme.

Titcl I, Nr. 2: „Zuschuß der DAF.". Die DAF. Berlin leistete vor dem Kriege jährlich einen Zuschuß
in Höhe von 10 000 S^l und hatte dafür das Recht, eine Anzahl der im Reichsberufswettkampfaller schaffenden
Deutschen ermittelten Reichs- und Gausieger zur weiteren Förderung ihres handwerklichenKönnens in die HI.-
HandwerkerschuleRheinprovinz in Duisburg-Hamborn einzuweisen.Da der Reichsberufswettkampfwährend des
Krieges nicht durchgeführtwird, fällt eine Einweisungvon Sckülern durch die DAF. fort und somit auch die Zah¬
lung des jährlichenZuschusses.
Titel I. Nr. 3: „Ausbildungsbeihilfen der Finanzämter." Bei den Ausbildungsbeihilfender
Finanzämter kann vorläufig nur eine Summe von 3 boo Ä^/l in Ansatz gebracht werden. Die Höhe der tatsächlich
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zu zahlenden Ausbildungsbeihilfen richtet sich nach der Zahl der Schüler, die einer kinderreichen Familie ent¬
stammen. Da für die Dauer des Krieges an der HI.-Handwcrkerschule im Gegensatz zu früher nur halbjährige Lehr¬
gänge abgehalten werden, läßt sich im Augenblick nocb nicht übersehen, wieviele Schüler — vor allem in der
zweiten Hälfte des Rechnungsjahres 1942 — eine Ausbildungsbcihilfe des Finanzamtes erhalten werden.

Ausgabe.
Titel I, Nr. 22: „Vergütungen für eingezogene Lehre r". Die Ausgaben unter diesem Titel er¬
fahren eine starke Steigerung, da inzwischen alle hauptamtlichen Lehrer zum Heeresdienst einberufen wurden;
allerdings erfährt diese ihren Ausgleich dadurch, daß sich der Ansatz bei Titel I, Nr. 2b „Vergütungen für
n i ch t eingezogene Lehrer" entsprechend verringert, da aus diesem Titel nur noch das Lagerpersonal be¬
zahlt wird.
Titel I. Nr. 2c: „Ersatzkr äfte". Da der Unterricht an der HI.-Handwerkerschule Rheinprovinz nunmehr
nur noch durch Ersatzkräftc durchgeführt wird, erfahren'die Ausgaben unter diesem Titel eine erhebliche Steigerung.
Titel II „Sachaufwan d" und III „Verschiede nc s". Damit durch die erhöhten Ausgaben an Personal-
kostcn der Gesamthaushalt der HI.-Handwerkerschule Rheinprovinz für das Rechnungsjahr 1942 gegnübcr dem
Ansatz für das Vorjahr (55 000 .7?./«) keine Steigerung erfährt, wurden bei den Titeln II und III verschiedene
Streichungen vorgenommen, die nach den im Laufe des Rechnungsjahres 1941 gemachten Erfahrungen für das
Rechnungsjahr 1942 als tragbar erscheinen.

Kapitel 49: Fürsorgeerziehung Minderjähriger.
Am 1. April 1941 war vorhanden ein Bestand von.......... 10 550 Zöglingen
„ 31. Dezember 1941 „ „ „ ,/ ,/.......... 11121 „

Von dem Zugang von 571 Zöglingen entfallen 471 auf das 1. Halbjahr 1941. Der
geringere Zugang im 2. Vierteljahr ist durch die Einberufung von männlichen Zöglingen zum
Reichsarbeitsdienst und zur Wehrmacht verursacht. Für das letzte Vierteljahr kann mit einem
reineil Zugang von 229 Zöglingen gerechnet werden, sodasi sich für den 21. März 1942 ein
Bestand ergibt von....................... 11250 Zöglingen

Die im 2. und kommenden 4. Kricgsjahr verständlich hohe Zahl von Neuübcrweisun-
gcn sowie der Umstand, daß durch die Einberufung zahlreicher Väter zur Wehrmacht der vor¬
zeitigen Entlassung aus der Heimerziehung Schranken gesetzt sind, läßt erwarten, daß sich
die Bestandsziffer im Rechnungsjahre 1942 im gleichen Umfange wie in den Vorjahren, mit¬
hin um 800 Zöglinge, im Mittel also um................ 400 Zöglinge
erhöhen wird.

Für die Haushaltsansätze ergibt sich hiernach ein Durchschnittsbestand von ... 11 750 Zöglingen
der gegenüber dem normalen Friedensstand von rund 10 000 rheinischen Fürsorgezöglingcn bei
der stärkeren Iugendgefährdung im Kriege nicht zu hoch erscheint.

Was den Anteil der AnstaltSzöglingc am Gesamtbcstande anbelangt, so war bereits im Vorbericht zum
vorigen Haushalt darauf hingewiesen worden, daß der Prozentsatz der Anstaltszöglinge in den letzten Kricgsjahren
nicht unerheblich gestiegen ist und sich am 21. Dezember 1940 auf 49,22 n/o gestellt hatte. Die angestrengten Be¬
mühungen der Fürsorgeerziehungsbehörde, diesen Prozentsatz auch im Kriege wieder auf die normale Verhältnis-
ziffcr von 45,5 n/n herabzudrücken, die demgemäß dem Haushalt 1941 zugrunde gelegt wurde, sind jedoch z. T.
gescheitert. Der Grund liegt einmal in dem bekannten Mangel an geeigneten Pflegestellen (infolge der Über¬
lastung der ländlichen Haushaltungen) sodann darin, daß infolge der Schwierigkeiten in der Beschaffung der not-

-^wendigsten Kleider und Schuhe für die Zöglinge die Familicnunterbringung stark gehemmt wird. Bezüglich der
Bezugsscheine für die Kleidungsstücke konnte zwar nach mehreren vergeblichen Versuchen vor kurzem eine wesent¬
liche Erleichterung erzielt werden, bezüglich der Beschaffung der Bezugscheine für Schuhwerk ist die Lage aber
auch heute noch völlig unbefriedigend. Wenn auch die Fürsorgeerziehungöbehörde weiterhin bemüht bleiben wird,
die Schwierigkeiten in der,Familienuntcrbringung auszuräumen, so erscheint es angesichts der geschilderten Sach¬
lage doch nicht ratsam, den Haushaltsansätzen nochmals die Verhältnisziffer von 45,5 «/<, künstlich zugrunde zu
legen. Der vorliegende Haushalt ist daher auf eine Verhältnisziffer von 48,5 o/n aufgebaut.

Die Unterbringung der gestiegenen Zahl von Anstaltszöglingen machte naturgemäß eine Vermehrung von
Anstaltsplätzen notwendig. Nachdem im Vorjahre die Belegziffer des Provinzial-Erziehungsheims Euokirchcn er¬
höht worden war, wurde nunmehr auch die Belegziffer des Provinzial-Erziehungsheims Solingen auf 2b0 her¬
aufgesetzt.

Zur Unterbringung von schulentlassenen weiblichen Zöglingen war im Laufe des Rechnungsjahres 1941
ein Provinzial-Erziehungsheim in Krefeld-Königshof eingerichtet worden. Bereits vor der Vollendung der Ein¬
richtung wurde jedoch dieses Heim von der Heeresverwaltung beschlagnahmt. Es gelang indes, das Heim als

/ solche« zu erhalten, da sich Gelegenheit zu seiner Verlegung in das Nikolausstift zu Füssenich bei Zülpich bot.
' Das Heim in Füssenich wird mit 80 Zöglinge», belegt werden. Obwohl der Mictvertrag mit der Eigentümerin des

Nikolausstiftes noch nicht abgeschlossen werden konnte, erscheint das Provinzial-Erziehungsheim in dem vorliegen¬
den Haushalt bereits mit einem eigenen 'Unterhaushaltsplan. Die Ansätze der einzelnen Titel sind allerdings auf
Grund des Vertragsentwurfes nur geschätzt.

Trotz der Erhöhung der Belegungsziffer in Solingen und der Schaffung des Heims in Füssenich ist es nicht
möglich, den vermehrten Bestand an Anstaltszöglingen voll in rheinischen Erziehungsheimen unterzubringen.
Die Verwaltung ist vielmehr in steigendem Maße genötigt, Anstalten in anderen Provinzen in Anspruch zu neh-
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mcn. Dadurch erfahren sowohl die Kosten der Unterbringung in Fürsorge-Erziehungsheimenanderer Kommunal-
vcrbändc, als auch die Transportkosten eine wesentliche Erhöhung.

Angesichtsder erwähnten Schwierigkeitenin der Pflcgekinderucrmittlungmußte die Fürsorgc-Erzichungs-
behörde alle vermeidbaren Hemmungen für eine Steigerung des Stellenangebots beseitigen. Diese liegen aber
nicht allein auf den genannten Gebietender schwierigen Versorgung mit Kleidern, Schuhen, Lebensmittelnund der
Überlastungder Hausfrau, sondern auch auf dem ungenügenden Pflegcsatz der Fürsorge-Erzichungobehörde,der
von den Pflcgcsätzcnder NSV. und Bczürkofürsorgeverbändcmeist übertroffcn wird. Bei Nichts'clbstvcrsorgern
kommt hinzu, dap einerseits die Preise auf dem Lebensmittelmarkthöher liegen als in der Vorkriegszeit,anderer¬
seits die früher übliche Vcrbilligung der Ernährungskostcn durch Bevorzugung billiger Gerichte infolge der Mangcl-
lagc begrenzt ist. Entsprechenddem Vorgehen anderer Provinzen hat daher die Fürsorge-Erzichungsbchördemit
Genehmigung der Prcisbildungsstelle ab 1. Januar 1,942 die bisherigeHerabsetzungder Pflcgcsähe bei Vollen¬
dung des 12. Lebensjahres von 0,70 K.« bei Knaben und 0,60 .^ bei Mädchen auf allgemein 0,50 K^t
aufgehobenund den Pflegegeldzuschlagfür Nichtsclbstvclsorge» von 25 o/o auf 35°/« erhöht. Der Zuschuß zu den
Kosten der Ergänzung der Kleiderausstattung bei der Schulentlassung der Pflegekinderwurde auf 100 >>?.M statt
bisher 75 H« festgesetzt.

Das Erziehungsheim in Burgbrohl erscheintauch im vorliegendenHaushalt wieder in Einnahme und
Ausgabe ausgeglichen,da es weiterhin" dem Landesjugendamtzur Unterbringung schulentlassener weiblicher Schütz¬
linge der Freiwilligen Erziehungshilfe zur Verfügung gestellt bleibt und somit die Kosten vom Landesjugendamt
zu tragen sind.

Die im Vorjahre erstmalig in Angriff genommeneHeranbildung von Erzieherinnenhat sich bewährt. In
dem vorliegendenHaushalt sind daher die gleichen Beträge wie im Vorjahre eingesetzt- worden.

Nach dem Stande vom 31. Dezember 1941 sowie unter Berücksichtigung der voraussichtlichenEntwicke¬
lung im Rechnungsjahre 1942 würde sich der Durchschnittsbestandvon 11750 Zöglingen wie folgt verteilen:

1963 ^ 16,71°/« (1841 -- 17,46«/«)* in Familicnpflege,
3713 -^ 31,60°/n (3224 ^ 30,57a/o) „ Lehr- und Dienststellen sowie in der eigenenFamilie,

760- 6,47 °/o ( 802 ^ 7,61 «/o) ,, Provinzial-Erziehungsheimenfür schulentlassene männ¬
liche Zöglinge,

305 ^ 2,59»/« ( 226 -- 2,15°/«) „ Provinzial-Erziehungsheimenfür schulentlassene weib¬
liche Zöglinge,

150 ^ 1,28«/« ( 122 ^ 1,16°/«) im Provinzial-Erziehungshcim für schulpfl.Zöglinge,
4484 ^ 38,16«/« (3994 - 37,87«/«) in NSV. Iugcndhcimstätten und privaten Erziehungs¬

heimen,
38 - 0,320/« ( 57 - 0,54°/«) „ halboffenen Heimen,

337 ^ 2,87«/« ( 278 - 2,64«/«) noch nickt zur Einliefcrung gelangte Zöglinge.
Die Iahreokostcn für einen Zögling betragen 546,19 (533,33) ,^.L und zwar:

2) in Familicnpflege für
Pflege und Erziehung .........^ 241,45 (224,97) .F.//"
Bekleidung und Ausrüstung .......^ 12,33 ( 9,72) „
Überführung ............ -^ 11,66 ( 9,09) „
ärztliche Behandlung und Krankenpflege . . . ^ 6,37 ( 7,72) „
Beaufsichtigung ...........^ 23,12 ( 29,77) „

zusammen " 294,93 (281,27) H«
b) in Lehr- und Dienststellen, sowie in der eigenen Familie für

Bekleidung und Ausrüstung .......-- 12,33 ( 9,72) K.L
Überführung ............^ 11,66 ( 9,09) „
Beaufsichtigung ...........^ 23,12 ( 29,77) „

zusammen: 47,11 ( 48,58) ^<t
c) in Erziehungsheimen für ^

Pflege und Erziehung .........^ 754,05 (746,68) K^l
und zwar in einem Provinzial-Erziehungshcim
für schulentlassene Knaben 1 208,68 (1 249,16)
K.« ^ 3,31 (3,42) F.L tägl., in einem Provin-
zialerziehungsheim für schulentlasseneMädchen
836,06 (798,66) .5?^ - 2,29 (2,19) K.ii tägl.
und in dem Provinzial-Erziehungsheimfür schul¬
pflichtigeZöglinge 1062 (992,66>K.^ ^ 2,91
(2,72) HL tägl., in einem Privat-Erzichungs-
hcim 671,60 (675,25) H« -- 1,84 (1,85) H.«
tägl.
Bekleidunglind Ausrüstung bei Entlassungenaus
den Erziehungsheimen .........^ 43,01 ( 37,44) ,H^i
Überführung ............^ 11,66 ( 9,09) „
Krankenpflege und spezialärztlichcBehandlung . -- 51,74 ( 50,09) „

zusammen: 860,46 (843,30) K^t
' Stand vom 31.'2. 1940.

» Iahlesausgabe 1929.
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Die Ansätze werden wie folgt begründet:

Einnah m e.

Titel 1a und b: Im Hinblick auf den höheren Zöglingsbestand ist auch mit einem entsprechendenAnsteigen
der Erstattungen aus Renten und aus Zahlungen der Unterhaltsverpflichtetenzu rechnen.
Titel 2: Nach einer Entscheidungdes Reichsversicherungsamteshaben die Krankenkassen,bei denen Zöglinge
durch den Unterhaltsverpflichtetenmitversichert sind, Krankcnbilfezu leisten, wenn Änstaltszöglinge in einem nicht
zu dem Erziehungsheim gehörendenKrankenhauseuntergebrachtwerden müssen. Der Titel erscheint erstmalig im
Haushalt. Der Ansatz ist geschätzt.

Ausgabe.

Titel 1c: Die den beiden ärztlichenBeratern für die psychiatrische Beratung der Erziehungsheimezu zahlende
Vergütung wurde mit Rücksicht auf den erweiterten Umfang der Aufgaben auf je 750 K^i erhöht.
Titel 1e: Die starke Einberufung von Beamten und Angestellten zum Heeresdienst machte die Einstellung
einer größeren Anzahl von Hilfskräften erforderlich.
Titel 1,5: Die Mehrausgabe ist verursacht durch die notwendig gewordeneEinstellung einer Ersatzkraft.
Titel 6b: Infolge der Ausgaben für Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften zur Ermittlung von Personal-
kräften für die Erziehungsheimefür Mädchen reicht der bisherige Ansatz nicht mehr aus.
Titel 8—12: Es wird auf die Begründungen zu den Unterhaushaltsplänen der Erziehungsheime verwiesen.
Titel 13a: Der Mehraufwand entsteht durch die Erhöhung von Bezügen sowie durch Kosten für die Ver¬
tretung der Stütze.
Titel 1,4— 25a: Wie bereits eingangs erwähnt, liegt dem Haushalt ein um 800 Zöglingehöherer Zöglings¬
bestand zugrunde als dem vorjährigen Haushalt. Darüber hinaus ergaben sich Ausgabcerhöhungen durch Ver¬
zögerungenin der Unterbringung von Anstaltszöglingenin Familienstellen, durch die Notwendigkeit der Inan¬
spruchnahme nichtrheinischer Erziehungsheime, durch die hierdurch entstehenden höheren Transportkosten sowie
durch die erforderlich gewordene Erhöhung der Pflegcsätze in Familien. Auch die Kosten der Ausstattung der
Zöglinge bei ihrer Entlassung aus der Anstalt sowie die Kosten der Krankcnbehandlungder Anstaltszöglingehaben
gegenüberdein Vorjahre eine Steigerung erfahren.
Titel 8—12: Provinzial-Erziehungsheime.

I.

heim
Das Heim ist berechnet auf

3ög«
linge

veamte
und Nn«
gestellte

lN5-
gesllmt

Die Verpflegung ist berechnet auf
Veamte, angestellte

und Kranke Zögling«
nach Zpeiseplan ^X

Zöglinge nach
Speisepllln 8

Wolf ........
Vurgbrohl......
3olingen .......
CusKirchen ......

Summe 1942
summe 1941

150
45

360
400

27
9

70
74

955
915

180
185

177
54

430
474

30
15
25

8

1135
1100

78
79

145
45

355
400

945
905

ll.

Grund»
eigentum

Davon sind VIeiben für
die Land»
wirtschaft

Erziehungz»
heim

Gebäudeflächen,
Hof», üllgeilllum
usw., Wald» und verpachtet zusammen

Dazu sind
gepachtet

Odflächen
l,» 2 c>m b» » ! c>m Kl» kl <>IIl tlll ll cM ll» ll cfin Kll ll qn»

Wolf..... 3 92 92 1 03 39 0 20 73 1 24 12 2 68 80 0 40 22
3olingen . . . 91 26 16 29 95 00 0 95 66 30 90 66 60 35 50 — — —
CusKirchen . . 77 89 22 8 66 00 — — — 8 66 0« 69 23 22 — — —

Lumme 1942 173 08 30 39 64 39 1 16 39 40 80 78 132 27 52 0 40 22
5umme 1941 173 90 79 41 16 50 0 98 00 42 14 50 131 76 29 0 39 00

UntechauslM des Provinzial-Erziehungsheims Füssenick.
Der Unterhaushalt erscheinterstmalig. Die Ansätze sind, wie bereits eingangs erwähnt, auf Grund des

Vertragsentwurfes geschätzt.
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Unterhaushalt des Provinzial-Erziehungsheims Burgbrohl.
Einnahme:

Titel III, Nr. 1: Die Einnahme vermindert sich durch die Abgabe von Personalkräften an das Provinzial-
Erziehungshcim in Füssmich.
Titel III, Nr. 2: Der Ansatz des Vorjahres hat sich als zu hoch erwiesen, da nicht alle in Familienstellen
unterzubringendeZöglinge voll ausgestattet zu werden brauchen.
Titel IV, Nr. 2: Infolge des vermindertenPersonalbestandesdes Heims gehen auch die Mieteinnahmen zurück.

Ausgabe.

Titel III, Nr. 4 c: Dem erhöhten Ansatz steht eine entsprechende Verminderung des Ansatzesbei Titel III,
Nr. 4 b gegenüber.
Titel IV, Nr. 2: Die für außerhalb des Heimes wohnende Personalkräfte zu zahlende Miete hat sich etwas
erhöht.
Titel IV, Nr. 4: Es ist mit einer größeren Ausgabe als im Vorjahre zurechnen, da die heutigenReinigungs¬
mittel einer schnellere,' Abnutzung unterliegen als früher.
Titel VI, Nr. 5: Der vorjährige Ansatz hat sich trotz größter Sparsamkeit als zu gering erwiesen.

Unterhaushalt des Provinzial-Erziehungsheims Wolf a. d. Mosel.

Einnahme.

Titel V, Nr. 1: Der verminderten Einnahme steht eine entsprechende verminderteAusgabegegenüber.

Ausgabe.

Titel II, Nr. 1: Die Mehrausgabe ist verursacht durch Erhöhung von Bezügensowie durch die Besoldungeiner
inzwischen eingestelltenLehramtsanwärterin.
Titel II, Nr. 4cl: Infolge Dienstvcrpflichtungeiner für das Heim tätigen Näherin mußte ein Teil der Näh¬
arbeiten einer weiteren Näherin übertragen werden.
Titel III, Nr. 1: Der Verpflegungssatzfür schulentlassene Jugendliche wurde auf 0,60 H.ll erhöht, für die
übrigen Kinder wurde der Verpflegungssatz von 0,5 K K.K beibehalten.
Titel IV, Nr. 4: Die Erhöhung des Ansatzes ist notwendig,weil die Reinigungsmittel und -Geräte im Preise
gestiegen sind, andererseits durch die geringe Qualität ein erheblicherMehrverbrauch entsteht.
Titel VI, Nr. 4: Im Zusammenhang mit dem Umbau sind vermehrte Dienstreisen notwendig.
Titel VI, Nr. 5: Der weitere Ausbau der Außenfürsorgcwie auch der wegen des Umbaues zu führendeSchrift¬
verkehr machen eine Erhöhung des vorjährigen Ansatzes notwendig.
Titel VI, Nr. 6: Die Mehrausgabe entsteht durch die Zahlung von Prämien an die zu den Umbauarbeiten
herangezogenenschulentlassenenJugendlichen.

Unterhaushalt der Prooinzial-ErziehungsheimeSolingen und Euskirchen.

Einnahme.

Titel III, Nr. 1: In Solingen mußte der Viehverkauf an die Landesfrauenklinikin Elberfeldeingestellt werden.
Titel IV, Nr. 2: Die Mieteinnahmen in Solingen werden den vorjährigen Ansatz nicht ganz erreichen.
Titel IV, Nr. 3: Infolge Einschränkung der Dienstwohnungsinhaberim Verbrauch von Heizmaterial und Licht
gehen die Einnahmen etwas zurück.
Tite I VI, Nr. 1: Die Benutzung des Kraftwagens mußte wegen Betriebsstoffmangels eingeschränktwerden.

Ausgabe.

Titel II 2: Die Mehrausgabe entsteht durch die Erhöhung der Bezüge der Erzieher sowie durch weitere Einstellung
von Ersatzkräften für zum Heeresdiensteingezogene Erzieher.
Titel II b: Die Gründe für die Ausgabesteigerungbei Titel II, Nr. 22 treffen auch für diesen Titel zu. Außer¬
dem war in Solingen wegen der starken Zöglingsbcwegungim Aufnahmcheimeine Erhöhung der Zahl der Büro¬
kräfte dringend erforderlich.
Titel II, Nr. 3a: Es mußten weitere Ersatzkräftefür zum Heeresdienst eingezogenesArbeitspersonal einge¬
stellt werden.
Titel II, Nr. 3 d: Die Mehrausgäbe ist durch tarifmäßige Erhöhung von Bezügen bedingt.
Titel II, Nr. 4 i: Die Ausgabe erhöht sich durch die behelfsmäßige Beschäftigung von Sportlehrern beim
Erziehungsheim Solingen.
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Titel III, Nr. 1: Der Beköstigungssatzfür die Zöglinge ist mit 0,61 ,>?,« einschließlich 0,03 ^l.« Reserve
für evtl. Preissteigerungen unverändert geblieben. Die Mindcrausgabe erklärt sich durch den Wegfall der Liefe¬
rungen an die Landesfrauenklinikin Elberfeldund an die Gehörlosenschule in Euskirchen.
Titel III. Nr. 2: Die Kostensteigerungist verursachtdurch die höhere Belegzahl in Solingen sowie durch die
Preissteigerungen der Textilwaren.
Titel III, Nr. 3: Sowohl in Solingen wie auch in EuskirchenentstehenVertretungskostcn für den Änstaltsarzt.
Titel III, Nr. 4 a: Auch unter Berücksichtigung der Kricgsverhältnissehat sich der Ansatz als zu niedrig erwiesen.
Titel IV, Nr. 4: Die heutigen Reinigungsmittel sind einem schnellerenVerschlcisi unterworfen als früher.
Zudem haben sich die Preise erhöht.
Titel V, Nr. 2: Der höheren Ausgabe steht eine entsprechendhöhere Einnahme gegenüber.
Titel VI, Nr. 3: Der Beitrag erhöht sich infolge der Erhöhung der Belegzahl in Solingen.
Titel VI, Nr. 5: Auf Grund der Erfahrungen des letzten Jahres mußte der Ansatz für Euskirchenum 1, 000
HH erhöht werden.
Titel VI, Nr. 6: Der Ansatz ist für Solingen um 400 .>?.« erhöht mit Rücksicht auf die größere Belegzahl,
für Euskirchenum 1 000 ./?.« infolge der Einbeziehungder Prämien für die in der Landwirtschaftund in den
Arbcitsbetricbcn beschäftigtenZöglinge.

Kapitel 52: Rheinisches Landessippenamt.
Titcl 1: Zu den durch das LandessippenamtwahrzunehmendenAufgaben gehört die Sicherstellung des sippen-
kundlichen Quellenmaterialo,wie Kirchenbücher, Standcorcgister usw. durch Photokopicrungenund Reproduktionen.
In vielen Fällen ist weiterhin die Sicherung des gefährdetenUrmaterialo durch Einbinden,Neubettenusw. erforder¬
lich. Hierfür sind die vorgesehenen Beträge in Ansatz gebracht worden.
Titel 2: Es sind die vorjährigen Ausgabeansätzeübernommen. Der Ansatz auf der Einnahmeseitcentspricht
den voraussichtlichenEinnahmen.

^, Titel 3: Durch Vereinbarung mit dem Generaldirektor der PreußischenStaatsarchive ist die bisherigeKirchcn-
! buchstclle beim Staatsarchiv in Koblenz auf den Provinzialvcrband übernommenworden. Die Ausgaben entsprechen
dem voraussichtlichenBedarf. Die bei der entsprechenden Einnahmcpositionin Ansatz gebrachten Einnahmen fallen
durch die Ausstellung von Auszügen aus den sippcnkundlichcnQuellen an.

Kapitel 59: Sonstige Fürsorge und Wohlfahrtspflege.
Einnah m c.

Titel 1,: Die Einnahme ermäßigt sich wegen des geringen Zinsertrages der Wertpapiere. Die Ausgabe er¬
mäßigt sich entsprechend.

Ausgabe.

Titel 3: Zur Erzielung einer besseren Übersicht und aus kassentechnischen Gründen ist dieser Titel in die ein¬
zelnen Verwendungszweckeaufgegliedert worden. Eine Erhöhung gegenüber dem vorjährigen Ansatz tritt da¬
durch nicht ein.
Zu 2): Die Bewilligung von Lehmusbildungsbeihilfenaii Lehrlinge aus kinderreichen Fanülien ist im Rechnungs¬
jahre 1940 auf 1,4, im Rechnungsjahre 1941 auf insgesamt 22 Landkreise beschränkt worden. Es wurden bisher
nur die Grenzkreisesowie die in Grenznähe gelegenen Kreise berücksichtigt, da dort wegen erschwerter Verkehrsver¬
hältnisse die Kinder der auf dem Lande ansässigenFamilien nur mit erhöhtem Kostenaufwand eine Lehre durch¬
machen konnten. Da diese Erschwerung für die Durchführung einer Lehre aber auch in den übrigen Landkreisen
der Rheinprovin; auftritt'und die durchschnittlich geringereBemessungder einzelnen Beihilfen die Berücksichtigung
einer größeren Anzahl von Jugendlichen ermöglicht,ist es angebracht, nunmehr sämtliche Landkreise der Rheinpro-
vmz in die Förderungsmaßnahme einzubeziehcn. Dies ist ohne Überschreitungder bereits im Vorjahre hierfür
veranschlagtenHaushaltsmittel möglich.
Titel 6d: Außer für die Bücherbeschaffungsollen die gegen das Vorjahr erhöhten Mittel auch zur Übernahme
evtl. Druckkostenzuschüsse für geplante und in Vorbereitung befindliche Veröffentlichungendes Instituts Verwen¬
dung finden.
Titel bc: Das ursprünglich bei der RheinischenGirozentrale und Provinzialbank geführte Girokonto ist in
ein Rücklagekontodes Provinzialverbandes umgewandelt worden. Die Rücklage ist mit ihrem vollen Betrag ein¬
gesetzt worden, da ^ie voraussichtlich zum Ankauf antiquarischerLiteratur (evtl. in Form einer geschlossenen
Bibliothek) Verwendung finden und damit die augenblicklichen Beschaffungoschwierigkei'ten bei neuen Büchern z. T.
ausgleichensoll. Sollten aber Entnahmen während des Haushaltsjahres nicht erfolgen, so wird die Rücklagemit
dein entsprechendenSollbetrag in den Haushaltsplan des nächsten Jahres wieder eingesetzt werden.

Kapitel 59 Titel 8: Unterhaushaltsplan Frauenschule für Volkspflegedes Provinzialverbandes der Rheinprovinz
Aachen.

Die vom Provinzialvcrband erworbene Frauenschulcfür Volkspflege in Aachen ist Anfang Mai 1941 in
Gang gesetzt worden. Während es für 1941 noch nicht möglich war, einen alle Einzelaufwendungenund Ein-
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nahmen der Schule umfassendenHaushaltsplan aufzustellen, ist für das Rechnungsjahr 1942 erstmalig ein be¬
sonderer Unterhaushaltsplan aufgestellt worden. Da es bei der Aufstellung des Haushaltsplanes nicht möglich
war ein zutreffendesBild von dem voraussichtlichenBesuch der Schule zu gewinnen, ließen sich genaue Zahlen
für sämtliche Titel noch nicht ermitteln. Dem Titel II, Nr. ^ und 2 liegen daher nur überschlägliche Schätzungen
zugrunde.

Bezüglichdes bei Titel III, Nr. 1 fehlenden Ansatzes für bauliche Unterhaltung wird auf die Begründung
zum VcrrechinmgshaushaltSplan der Hochbauabtcilungund auf die Ausführungen im allgemeinen Vorberickt
Bezug genommen. Desgleichen ist davon abgesehen worden, für Steuern und Versicherungeneinen Betrag zu ver¬
anschlagen,da noch nicht übersehen werden kann, wie hoch sich die Beträge im einzelnen belaufen werden.

Der bei Titel IV, Nr. 6 veranschlagte Betrag dient zur Erfüllung vertraglicher Pensions-Verpflichtungcn
gegenüber der früheren Leiterin der Schule. Der Betrag wird dem Provinzialverband seitens der Stadt Nacken
erstattet, sodaß er hier lediglickin Einnahme und Ausgabe durchläuft.

s Außerordentlicher Haushaltsplan 1942.

Vorbemerkung.

Im außerordentlichenHaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1,942 sind entsprechendder von dem Gc-
mcindeprüfungsamt vertretenen Auffassung, daß die Aufnahme der noch nicht abgewickeltenPositionen der
außerordentlichenHaushaltspläne früherer Rechnungsjahre in den außerordentlichenHaushaltsplan des neuen
Rechnungsjahres nicht erforderlichsei, die noch nicht abgewickelten Haushaltspositionen früherer Rechnungsjahre
nicht besondersaufgenommen worden.

Erläuterungen für das Nechnungsjcchr 7942.

Finanzverwaltung.
Kapitel 3 Titel 1:

Für das Rechnungsjahr 1942 ist für die eventuelle Inanspruchnahme aus Bürgschaften, insbesondere
im Zusammenhangmit Siedlerentschuldungen,aus der Bürgschaftssicherungsrücklageein Betrag von 20 000 H.«
bereitgestelltworden.

Kapitel 3 Titel 2:
Aus der Grunderwerbs- und Erweiterungsrücklagcsoll vorsorglichein Betrag von 20 000 HU bereit¬

gestellt werden, um sich bietende Gelegenheitenzur Abrundung des Anstaltsbesitzesausnutzen zu können.

Verkehrswesen.
Kapitel 20 Titel 1:

Zum eventuellen Erwerb von Grundstückenfür Straßenbauzweckeder Landstraßen I. Ordnung soll ein
Betrag von 50 000 K^l aus der Grundstücksrücklagebereitgestelltwerden.
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c. Verrechnungshaushaltspläne 1942.

K) Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge.
Kapitel 1 Titel 1:
2) Nach dem Stande vom 1. Februar 1,942 werden für 640 Ruhcgehaltsempfänger (60 Ruhe¬

standsbeamte sind wieder in den Dienst gestellt) monatlich gezahlt 192,260 H?^i -- jährlich 2 307 1,20 A^/i
Bis zum 1. April 1942 treten weitere 4 Beamte in den Ruhestand. Die Ruhegehälter
hierfür betragen jährlich ..................... 7 980 „
Für weitere Zugänge sind vorgesehen................. 84 900 „

zusammen: 2 400 000 Hl^i

b) An Hinterbliebene von Beamten sind nach dem Stande vom 1. Februar 1942 für 586
Witwen monatlich gezahlt 118 482 H^t -- jährlich............ 1 421 784 HZ.«
Es kommen hinzu bis 1. April 1942 - 4 Witwen, am 1. Mai und 1. Juni 1942 -- 7 Wit¬
wen mit jährlich....................... 40 000 „
Für weitere Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen .......... . 128 216 „

zusammen: 1 600 000 H.t/,
Summe Kapitel 1 Titel 1: 4 000 000 .^

Kapitel 1 Titel 2t
2) Die Ruhegelder früherer Angestellten betragen monatlich 4 200 K.ti, d. s. jährlich ... 50 400 K^

Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen............. 2 600 „
erforderlich 53 000 H^/c

b) Die Hinterbliebenenversorgungfrüherer Angestellten beträgt monatlich 2 600 H^t, d. f.
jährlich ......................... 31200 K.K
Für Zugänge sind vorgesehen .................... 3 800 „

erforderlich 35 000 K.L
Summe Kapitel 1 Titel 2: 88 000 K./«

Kapitel 1 Titel 3:
2) Die Ruhelöhne früherer Lohnempfängerbetragen monatlich38 195 K^ss,, d. s. jährlich . . . 458 340 A^i

Für voraussichtliche Zugänge sind vorgesehen ...............
erforderlich 480 000 A.H

b) Die Hinterbliebenenversorgungfrüherer Lohnempfängerbeträgt monatlich 16 619 H.ll, d. s.
jährlich ......................... 199 428 A^t
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen............. 15 75 2 „

erforderlich 215 000 KH
Summe Kapitel 1 Titel 3: 695 000 K^

Kapitel 2:
An laufenden Unterstützungenwerden nach dem Stande vom 1. Februar 1942 gezahlt:

Titel 1: An frühere Beamte und deren Hinterbliebenemonatlich 2 862 A^l, d. s. jährlich 34 344 K^l
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen ............

zusammen:

Titel 2: An frühere Angestellte und deren Hinterbliebene monatlich 713 .Z^l, d. s. jährlich
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen ............

zusammen: 11 000 A.K

Titel 3: An frühere Lohnempfängerund deren Hinterbliebene monatlich 3921 .H^l, d. s.
jährlich ......................... 47 052 H^i
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen ............ 1 948 „

zusammen: 49 000 HFi
Gesamtsumme Kapitel 2: 96 000 H/l

1 656 /,
36 000 K^l

8 556 K^l
2 444 ,/
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Verteilung der provinzialumlage für das Rechnungsjahr 7942
auf die stadt- und Landkreise der Nheinprovinz.

Gemäß § 2 der Hauohaltssatzung für 1942 wird die Provinzialumlage von den Stadt- und Landkreisen in
Höhe von 5<V« erhoben:

1. der Steuerkraftzahlen
2) der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftlichenBetriebt!, (Grundsteuer ^),
b) der Grundsteuer von den Grundstücken(Grundsteuer L),
c) der Gewerbesteuervon Ertrag und Kapital,
6) der Bürgersteuer;

2. der Schlüsselzuweisungender Stadtkreise und der kreisangehörigenGemeinden.

Soweit Stadtkreise oder Gemeinden eines Landkreiseseine Kriegsbeitragsumlage^ zu leisten haben, sind von der
Provinzialumlage des betreffendenKreises 5 °/o der von ihm bzw. seinen Gemeindenzu leistenden Kriegsbeitrags¬
umlage ^X abzusetzen.

Ureiz
» — Stadtkreis

Summ« der
SteueiKiaftzahl««
der <lrundst«u«r
^ und ll, der
Geweitesteuer

und der Vürgei,
steuer (Steuer»
Kr»f»meß;ahl)

I»hie«IchlüüeI>
zuwetsungen

Summe
Spalt« 2 u. 2

Jährlich«!
«lieglbettiog H,

Summe
Spalt« « -/. L

Höh« der pro».,
Uml»g« !ür d»l

«.»Iahl 1942
<5'/°vo»Sp,b)

1 2 3 4 5 6 7

I. Neg.°vez. ttachen
' Aachen-Stadt

Aachen-Land
Düren
Erkelenz
Geilenkirchen-Heinsberg
IUlich
Monschau
Schleiden
Cupen
Malmedy

15 20« 602
10124 554
8 270 130
2 695 409
4 220 627
2 550 958

857 612
1 935 428
2119 384
1 446 58?

1750 918
321 360
331 461
853 413

99 076
162 562
297 367
238 099
239 4l1

15 200 602
11875 472

8 591 490
3 026 870
5 074 040
2 650 034
1020174
2 232 795
2 357 483
1 685 998

592 121
363 428

IHN 619
185 951
644 488
234 516
121 382
149 875
179 249
105 018

14 608 481
11 512 044

7 480 871
2 840 919
4 429 552
2 415 518

898 792
2 082 920
2 178 234
1 580 980

730 424
575 602
374 044
142 046
221 478
120775
44 940

104146
108 912

79 049

Sa. Neg.-Bezirl: 49 421 291 4 293 667 53 714 958 3 686 647 50 028 311 2 501416

II. Neg.-Vez. Düsseldorf
" Düsseldorf
' Duisburg
» Essen
' Krcfeld-Urdingen
' Mülheim-Ruhr
» M.Gladbach
»Neuß
* Oberhausen
' Remscheid
' Rheydt
'Solingen
' Viersen
' Wuppertal

Kleve
Dinslaken
Düsseldorf-Mettmann
Geldern
G«»enbroich-Neuß
Kempen-Krefeld
Moers
Rees
Rhein-Wupper-Krcis

71 152 687
37 432 193
55 865 791
17 860 459
10 575 586
10 136 990
8 276 658

13159 126
12 618 737
8 181 907

16 285 393
2 422 735

41429 613
4 225 502
3 555 052

16 413 463
2 496 744
6 885 381
7 612188

12 850 314
4 958 515

16 432 054

1 649 308
3 105 938

844 577
440 346

2 391 044

127 186

381 786
705 999
107 393
244 912
395 080
283 443

1 049 843
364 779
201 626

71152 687
39 081 501
58 971 729
1? 860 459
11 420 163
10 577 336

8 276 658
15 550 170
12 618 73?
8 181 907

16 285 393
2 549 921

41 429 613
4 607 288
4 261 051

16 520 856
2 741 656
7 280 461
7 895 631

13 900157
5 223 294

16 633 68«

11788 431

1 566 601

I 566 994

1 841 705
895 695

1 938 469

3 040 033
157 930

6 686
2 057 415

42 004
1 N9? 1N9

37? 373
472 368
436 108

2 775 430

59 364 256
39 081 501
58 971 729
16 293 858
11420163
IN 577 336

6 7N9 664
I5 55N17N
IN 777 032

7 286 212
14 346 924

2 549 921
38389 580

4 449 358
4 254 365

14 463 441
2 699 652
6 183 352
7 518 258

13 427 789
4 887 186

13 858 250

2 968 213
1 954 075
2 948 586

814 693
571 008
528 867
335 483
777 509
538 852
364 311
717 346
127 496

1 919 478
222 468
212 719
723172
134 983
309 168
375 912
671 389
244 359
«92 913

Sa. Reg.-Bezirl: 380 82? 088 12 293 260 393 120 348 30060 351 363 059 99? 18153 0NN
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UreiZ
» ^ Stadtkreis

2umm« der
Lteuernraftzahlen
der Grundsteuer
^ und L, der
Gewerbesteuer

und der Lürger»
«euer l3teuer>
Kraltmeßzab,!)

Ial>re5lchlüllel.
Zuweisungen

Lumm«
5p«Ite 2 u, 2

Jährlicher
«riegsbeiüllg ^

3umme
5p»Ite 4 V, 5

Hüb,, der pron,.
Umlage für das

N,.Iahr 1942
(2"/» »on 5p, s>>

l 2 ,1 4 5 6 7

III. Neg.-Vez. «oblenz
' Koblenz-Stadt

Ahrweiler
Altenkirchen
Virkenfeld
Kochem
Koblenz-Land
Kreuznach
Mayen
Neuwied
St. Goar
Simmern
Zell

7 258 619
2 567 936
3 650 883
4 336 403
1 149 163
2 234 388
5 353 062
4 011 592
5 634 819
1250 216

933 416
1 432 859

301 106
590 912
592 786
339 080
346 099
445 986
696 144
469 500
300 344
281 657
153 948

7 258 619
2 869 042
4 241 795
4 929189
1 488 243
2 580 487
5 799 048
4 70? 736
6104 319
I 550 560
1215 073
1 586 80?

255 848
182 517
394 053
490 421

92 931
52 336

528 251
333 208
664 924
47 078
63124

215 263

7 002 771
2 685 525
3 847 742
4 438 768
1 395 312
2 528151
5 270 797
4 374 528
5 439 395
1 503 482
1 151 949
1 371 544

350 139
134 325
192 388
221 933

69 766
126 408
263 540
218 726
271 970

75 174
57 597
68 57?

Sa. Reg.-Bezirk: 39 813 356 4 517 562 44 330 918 3 319 954 41 010 964 2 050 548

IV. Neg.-Vez. «öln
' Bonn-Stadt
- Köln-Stadt

Vergheim
Bonn-Land
Cuskirchen
Köln-Land
Oberbergischer Kreis
Rheinisch-Bergischer Kreis
Siegkreis

9 521193
85 481 602

4 658 847
6 603 527
4 309 953

11645 886
6 239 527
7182 176
9 229 204

287 230
377 374
206 25?

68 533
319114
400 892
619 597

9 521 193
85 481 602

4 946 077
6 980 901
4 516 210

11714 419
6 558 641
7 583 068
9 848 801

851 876
8 914 644

931 391
451 127
589 405

1 734 301
1070 910

570 877
1 164 054

8 669 31?
76 566 958

4 014 686
6 529 774
3 926 805
9 980118
5 487 731
7 012 191
8 684 747

433 466
3 828 348

200 734
326 489
196 340
499 006
274 387
350 609
434 237

Sa. Neg.-Vezirk: 144 871915 2 278 997 147150 912 16 278 585 130 872 327 6 543 616

V. Neg.-Vez. Trier
» Trier-Stadt

Nerntastel
Bitburg
Daun
Merzig-Wadern
Piüm
Saarburg
Trier-Land
Wittlich

7 505 117
1 650183
1 661 089
1 063 159

694 545
1 215 560
1 018 271
2 690 486
1765 920

330 121
474 250
285 475
244 562
282 088
325 074
837 222
285 916

7 505117
1 980 304
2 135 339
1 348 634

939 107
1 497 648
1 343 345
3 527 708
2 051836

195 917
157 155
203 211
100 703

46154
141 618
39 149

184 635
187 527

7 309 200
1 823 149
1 932 128
1 247 931

892 953
1 356 030
I 304 196
3 343 073
1 864 309

365 460
91157
96 606
62 397
44 648
67 802
65 209

167 154
93 215

Sa. Reg.-Vezirl: 19 264 330 3 064 708 22 329 038 1 256 069 21 072 969 1 053 548

Zusammenstellung:

NegierungsbezirK:

I. Kachen 49 421 291 4 293 667 53 714 958 3 686 647 50 028 311 2 501 416

II. Düsseldorf 380827 088 12 293 260 393 120 348 30060 351 363 059 997 18 153 000

III. «oblenz 39 813 356 4 517 562 44 330 918 3 319 954 41010 964 2 050 548

IV. «öln 144 871915 2 278 997 147150 912 16 278 585 130 872 327 6 543 616

V. Trier 19 264 330 3 064 708 22 329 038 1 256 069 21 072 969 1 053 648

Summ«: 634 197 980 26 448 194 660 646 174 54 601 606 606 044 568 30 302 228
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Übersicht über die Entwicklung der provinzialumlage
in den Rechnungsjahren 1933 bis 1941.

Rechnungsjahr Soll Ist*

1936 19 896 000 21 074 075

1937 21 570 000 22 285 828

1938 22 440 000 22 915 395

1939 24 831 326 24 739 751

1940 25 830 000 25 863 998

1941 28 617 000 28 979 439

Ist — Abrechnungselgebnis einschließlichd« verbliebenen Rückstände der Stadt- und Landlreis«.

'>

...
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